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Der „Globale Pakt für sichere, geord-
nete und reguläre Migration“ sorgt bereits 
seit Wochen für erhitzte Gemüter. Zuletzt 

erreichte die strittige Debatte auch den 
Bundestag. Die Befürworter des Paktes 

werden dabei nicht müde zu betonen, daß 
es sich hierbei lediglich um eine rechtlich 

unverbindliche Absichtserklärung handele. 
Die nationale Souveränität der Länder werde 

in keinem Fall eingeschränkt, die Entschei-
dungsgewalt liege weiterhin bei den Staaten. 
Weshalb dann aber über Monate ein derart 

umfangreicher Pakt ausgehandelt werden 
mußte, will so recht niemand beantworten. 

Fraglich auch, warum die Grünen im An-
schluß der Bundestagsdebatte am 8. Novem-

ber einen Antrag zur sofortigen Umsetzung 
des „Global Compact for Migration“ stellten 

– alles ganz unverbindlich also?

Ferner argumentieren die Befürworter, der 
Pakt nütze Deutschland. Schließlich würden 

andere Länder durch das Abkommen ihre 
Standards im Gesundheits- und Sozialwesen 

anheben und so den Migrationsdruck auf 
Deutschland entschärfen. Doch wer ernst-

haft davon ausgeht, daß Staaten wie Libyen, 
Afghanistan oder Jordanien die Versorgungs-

leistungen für Migranten auf deutsches 
Niveau anheben, scheint eine reichlich naive 

Vorstellung von der Welt zu haben.

Über das Papier selbst war lange Zeit recht 
wenig bekannt. Auch die Bundesregierung 

verweigert zu ihren ursprünglichen Verhand-
lungspositionen beharrlich nähere Auskünf-

te. Auf eine Anfrage des Berliner Tagesspiegels 
zum Zustandekommen der im fi nalen Ent-

wurf enthaltenen Aussagen teilte das Auswär-
tige Amt lediglich lapidar mit: „Zahlreiche 
Elemente, die im deutschen Interesse sind, 

konnten dabei umgesetzt werden, dafür gab 
es an anderer Stelle Zugeständnisse.“ An wel-

cher Stelle jedoch Zugeständnisse gemacht 
wurden, bleibt unklar.

Wie immer empfi ehlt es sich bei derart 
komplexen Th emen, sich ein eigenes Bild zu 
machen. Die junge freiheit dokumentiert 

deshalb in dieser Sonderbeilage den kom-
pletten Text des umstrittenen Dokuments 

– versehen mit Anmerkungen zu besonders 
brisanten Stellen. Natürlich sind derartige 

Papiere, wie es bei offi  ziellen Verträgen der 
internationalen Politik so häufi g der Fall ist, 

mühsam zu lesen. Der Migrationspakt bleibt 
an vielen Stellen undeutlich, enthält seltsame 

Formulierungen und kann oftmals unter-
schiedlich interpretiert werden. Doch wer 
sauber argumentieren will, sollte zunächst 

die Fakten kennen. 

Erläuterungen:
Der hier abgedruckte Wortlaut des

Globalen Migrationspaktes folgt der
deutschen Übersetzung unter 

 www.un.org/depts/german/
migration/A.CONF.231.3.pdf

Die umstrittensten Passagen sind gelb
markiert und mit Anmerkungen versehen. 

Die Begriff e „Verpfl ichtung“ und „verpfl ichten“ 
haben wir rot hervorgehoben.

Zeitleiste
19. September 2016
193 Staaten der UN-Generalversammlung nehmen 
die „New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und Migran-
ten“ an, die das Prinzip „Vielfalt ist Bereicherung“ 
festschreibt und das Ziel bekundet, reguläre Einwan-
derung zu erleichtern und auszuweiten. Gleichzeitig 
beschließen die Länder einen Globalen Migrationspakt 
sowie einen Globalen Flüchtlingspakt zu entwerfen.

Oktober 2016
Der Präsident der Uno-Generalversammlung, Peter 
Thomson, setzt Jürg Lauber, Schweizer Uno-Botschaf-
ter in New York, und den mexikanischen Uno-Botschaf-
ter Juan José Gómez Camacho als Koordinatoren für 
die Verhandlungen zum Globalen Migrationspakt ein.

April 2017
Beginn der Verhandlungen. Zum Team um Lauber und 
Camacho gehört auch die Kanadierin Louise Arbour, 
Uno-Sonderbeauftragte für Migration. Arbour, Lauber 
und Camacho führen zunächst an den Uno-Standorten 
New York, Wien und Genf über mehrere Monate Konsul-
tationstreff en durch. An diesen nehmen Vertreter aus 
den Mitgliedstaaten, der Wissenschaft, von NGOs und 
internationalen Institutionen wie der Weltbank teil.

Mai – Oktober 2017
Konsultationstreff en:
8./9. Mai 2017, Genf
22./23. Mai 2017, New York
19./20. Juni, Genf
24./25. Juli 2017, New York
4./5. September 2017, Wien
12./13. Oktober 2017, Genf

November 2017 – Januar 2018
In der Bestandsaufnahmephase werden die zuvor erhal-
tenen Anregungen bewertet. Anschließend wird ein Be-
richt vorgelegt, um den Mitgliedstaaten vor Beginn der 
Regierungsverhandlungen Empfehlungen mitzugeben. 

12. Dezember 2017
UN-Generalsekretär António Guterres, bis 2015 Hoch-
kommissar für Flüchtlinge, legt einen 25seitigen Vor-
entwurf („Migration zum Nutzen aller gestalten“) zum 
Migrationspakt vor.

Februar – Juli 2018
Im Hauptsitz der Vereinten Nationen in New York fi n-
den die zwischenstaatlichen Verhandlungen über den 
Pakt statt. Erst in dieser Phase dringen erste Berichte 
über die Inhalte an die Öff entlichkeit.
 
13. Juli 2018
Die Uno-Vollversammlung beschließt den endgültigen 
Text für den „Globalen Pakt für eine sichere, geordnete 
und reguläre Migration“.

10./11. Dezember 2018
Bei einem Treff en im marokkanischen Marrakesch soll 
der Pakt formal angenommen werden.

Editorial
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Wir, die Staats- und Regierungs-
oberhäupter und Hohen Be-
auftragten, zusammengetreten 
am 10. und 11. Dezember 

2018 in Marokko, in Bekräftigung der 
New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und 
Migranten und entschlossen, einen bedeu-
tenden Beitrag zur verstärkten Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der internationalen 
Migration in allen ihren Dimensionen zu 
leisten, haben den nachstehenden Globa-
len Pakt für eine sichere, geordnete und 
reguläre Migration angenommen:

Präambel

1. Dieser Globale Pakt beruht auf den 
Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen.

2. Er beruht außerdem auf der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte; dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte; dem Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte; den anderen grundlegenden inter-
nationalen Menschenrechtsverträgen; dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität, einschließlich des Zusatzpro-
tokolls zur Verhütung, Bekämpfung und 
Bestrafung des Menschenhandels, insbeson-
dere des Frauen- und Kinderhandels, und 
des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung 
von Migranten auf dem Land-, See- und 
Luftweg; dem Übereinkommen betreff end 
die Sklaverei und dem Zusatzübereinkom-
men über die Abschaff ung der Sklaverei, 
des Sklavenhandels und sklavereiähnli-
cher Einrichtungen und Praktiken; dem 
Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen; dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
zur Bekämpfung der Wüstenbildung in 
den von Dürre und/oder Wüstenbildung 
schwer betroff enen Ländern, insbesondere 
in Afrika; dem Übereinkommen von Pa-
ris und den Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation über die 
Förderung menschenwürdiger Arbeit und 
Arbeitsmigration sowie auf der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung, der 
Aktionsagenda von Addis Abeba der dritten 
Internationalen Konferenz über Entwick-
lungsfi nanzierung, dem Sendai-Rahmen 
für Katastrophenvorsorge 2015–2030 und 
der Neuen Urbanen Agenda.

3. Die Diskussionen auf globaler Ebene 
zur internationalen Migration sind nicht 
neu. Wir erinnern an die Fortschritte, die 
im Rahmen der Dialoge der Vereinten Na-
tionen auf hoher Ebene über internationa-
le Migration und Entwicklung 2006 und 
2013 erzielt wurden. Wir anerkennen au-
ßerdem die Beiträge des Globalen Forums 
für Migration und Entwicklung, das 2007 
ins Leben gerufen wurde. Diese Plattfor-
men waren Wegbereiter für die New Yorker 
Erklärung für Flüchtlinge und Migranten, 
mit der wir uns verpfl ichteten, im Rahmen 
zweier getrennter Prozesse einen Globalen 
Pakt für Flüchtlinge auszuarbeiten und die-

sen Globalen Pakt für eine sichere, geord-
nete und reguläre Migration anzunehmen. 
Gemeinsam bilden die beiden Globalen 
Pakte komplementäre internationale Ko-
operationsrahmen, deren jeweilige Mandate 
entsprechend der New Yorker Erklärung 
für Flüchtlinge und Migranten zu erfüllen 
sind, in der anerkannt wird, dass Migranten 
und Flüchtlinge sich vielen gemeinsamen 
Problemen gegenübersehen und ähnlichen 
Risiken ausgesetzt sind. 

4. Flüchtlinge und Migranten ha-
ben Anspruch auf dieselben allgemeinen 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, die 
stets geachtet, geschützt und gewährleistet 
werden müssen. Dennoch handelt es sich 
bei ihnen um verschiedene Gruppen, die 
separaten Rechtsrahmen unterliegen. Ledig-
lich Flüchtlinge haben ein Anrecht auf den 
spezifi schen internationalen Schutz, den das 
internationale Flüchtlingsrecht vorsieht. 
Der vorliegende Globale Pakt bezieht sich 
auf Migranten und stellt einen Koopera-
tionsrahmen zur Migration in allen ihren 
Dimensionen dar

5. Wir anerkennen die von den Mitglied-
staaten und relevanten Interessenträgern 
während der Konsultations- und Bestands-
aufnahmephasen eingebrachten Beiträge 
sowie den Bericht des Generalsekretärs mit 
dem Titel „Migration zum Nutzen aller 
gestalten“ als Beitrag zum Vorbereitungs-
prozess für diesen Globalen Pakt.

6. Dieser Globale Pakt stellt einen Mei-
lenstein in der Geschichte des globalen Dia-
logs und der internationalen Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Migration dar. 
Ihm liegen die Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung und die Aktionsagenda von 
Addis Abeba sowie die im Oktober 2013 
verabschiedete Erklärung des Dialogs auf 
hoher Ebene über internationale Migration 
und Entwicklung zugrunde. Er fußt auf der 
Pionierarbeit des ehemaligen Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für Migration, 
unter anderem auf seinem Bericht vom 3. 
Februar 2017.

7. Dieser Globale Pakt stellt einen recht-
lich nicht bindenden Kooperationsrahmen 
dar, der auf den Verpfl ichtungen aufbaut, 
auf die sich die Mitgliedstaaten in der New 
Yorker Erklärung für Flüchtlinge und Mi-
granten geeinigt haben. 

Entwicklungen und Regeln enthalten. 
Sie werden vor allem von internationalen 
Organisationen wie der OSZE und der UNO 
angewendet. Die getro� enen Vereinbarun-
gen sind nicht verbindlich, aber wirkungs-
voll. Es wird erwartet, daß sich die Staaten 
an das Abgemachte halten. „Soft Law“ kann 
faktisch zu geltendem Recht werden, ohne 
daß ein nationales Parlament je einen völ-
kerrechtlichen Vertrag rati� ziert haben muß.

In der Erkenntnis, dass die Migrationspro-
blematik von keinem Staat allein bewältigt 
werden kann, fördert er die internationale 
Zusammenarbeit zwischen allen relevanten 
Akteuren im Bereich der Migration und 
wahrt die Souveränität der Staaten und ihre 
völkerrechtlichen Pfl ichten.

Unsere Vision und Leitprinzipien 

8. Dieser Globale Pakt ist Ausdruck un-
serer gemeinsamen Entschlossenheit, die 
Zusammenarbeit im Bereich der internatio-
nalen Migration zu verbessern. Migration 
war schon immer Teil der Menschheits-
geschichte, und wir erkennen an, dass sie 
in unserer globalisierten Welt eine Quelle 
des Wohlstands, der Innovation und der 
nachhaltigen Entwicklung darstellt und 
dass diese positiven Auswirkungen durch 
eine besser gesteuerte Migrationspolitik 
optimiert werden können. 

Die meisten Migranten auf der Welt rei-
sen, leben und arbeiten heute auf sichere, 
geordnete und reguläre Weise. Dennoch 
hat Migration unbestreitbar sehr unter-
schiedliche und manchmal unvorherseh-
bare Auswirkungen auf unsere Länder und 
Gemeinschaften und auf die Migranten 
und ihre Familien selbst.

9. Es ist von entscheidender Wichtigkeit, 
dass die Herausforderungen und Chancen 
der internationalen Migration uns einen, 
anstatt uns zu spalten. Dieser Globale Pakt 
ist Ausdruck unseres gemeinsamen Ver-
ständnisses, unserer gemeinsamen Verant-
wortung und unseres gemeinsamen Zwecks 
in der Frage der Migration, mit dem Ziel, 
sie zum Nutzen aller zu gestalten. 

Gemeinsames Verständnis 

10. Dieser Globale Pakt ist das Ergebnis 
einer beispiellosen Überprüfung von Fakten 
und Daten, die im Rahmen eines off enen, 

transparenten und inklusiven Prozesses 
gesammelt wurden. Wir haben uns über 
unsere jeweiligen Realitäten ausgetauscht 
und eine Vielfalt von Stimmen gehört, die 
unser gemeinsames Verständnis dieses kom-
plexen Phänomens bereichert und geprägt 
haben. Wir haben gelernt, dass Migration 
ein bestimmendes Merkmal unserer globa-
lisierten Welt ist, Gesellschaften innerhalb 
aller Regionen und über sie hinaus verbin-
det und alle unsere Länder zu Herkunfts-, 
Transit- und Zielländern macht. Wir sind 
uns dessen bewusst, dass fortlaufend inter-
nationale Anstrengungen zur Verstärkung 
unseres Wissens über Migration und ihrer 
Analyse unternommen werden müssen, 
denn ein gemeinsames Verständnis wird 
eine bessere Politik hervorbringen, die das 
Potenzial der nachhaltigen Entwicklung 
für alle freisetzt. Wir müssen Daten ho-
her Qualität erheben und verbreiten. Wir 
müssen sicherstellen, dass gegenwärtige und 
potenzielle Migranten vollständig über ihre 
Rechte und Pfl ichten und die Möglichkei-
ten für eine sichere, geordnete und reguläre 
Migration informiert sind und sich der mit 
irregulärer Migration verbundenen Risiken 
bewusst sind. Wir müssen außerdem allen 
unseren Bürgerinnen und Bürgern objekti-
ve, faktengestützte und klare Informationen 
über die Vorteile und Herausforderungen 
der Migration vermitteln, um irreführende 
Narrative, die zu einer negativen Wahrneh-
mung von Migranten führen, auszuräumen.

 Gemeinsame Verantwortung 

11. Dieser Globale Pakt betrachtet in-
ternationale Migration aus einer 360-Grad-
Perspektive und folgt der Erkenntnis, dass 
ein umfassender Ansatz erforderlich ist, um 
den Gesamtnutzen von Migration zu op-
timieren und gleichzeitig die Risiken und 
Herausforderungen anzugehen, die sich 
den einzelnen Menschen und den Gemein-
schaften in den Herkunfts-, Transit- und 
Zielländern stellen. Kein Land kann die 
mit diesem globalen Phänomen verbun-
denen Herausforderungen und Chancen 
allein bewältigen. Mit diesem umfassenden 
Ansatz wollen wir eine sichere, geordnete 
und reguläre Migration erleichtern und 
gleichzeitig das Auftreten und die negativen 
Auswirkungen irregulärer Migration durch 
internationale Zusammenarbeit und eine 
Kombination der in diesem Pakt dargeleg-
ten Maßnahmen reduzieren. Als Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen sind wir uns 
der gegenseitigen Verantwortung bewusst, 
den Bedürfnissen und Anliegen der jeweils 
anderen Rechnung zu tragen, sowie dessen, 
dass wir der übergeordneten Verpfl ichtung 
unterliegen, die Menschenrechte aller Mi-

Kann sich ein Staat, der den Migrationspakt 
unterzeichnet hat, jederzeit den niederge-
schriebenen Zielen entziehen? Wohl kaum, 
denn welche Relevanz hätte dann die 
geleistete Unterschrift? Auch eine rechtlich 
unverbindliche Erklärung kann bereits nach 
wenigen Jahren als Völkergewohnheitsrecht 
verstanden werden. Entscheidend ist dafür 
eine übereinstimmende, gemeinsame 
Rechtsüberzeugung – wie sie in diesem Fall 
vorliegt. Völkerrechtler sprechen vom soge-
nannten „Soft Law“, dem „weichen Recht“. 
Damit sind nicht-bindende, empfehlende 
Erklärungen oder Absprachen gemeint, die 
nur allgemeine Tendenzen, gewünschte 

Das verbindliche Narrativ des Dokuments ist 
hiermit festgelegt: Migration wird einseitig 
als positiv für die Aufnahmegesellschaft de-
� niert. Kulturelle Unterschiede oder religiös 
bedingte Schwierigkeiten bei der Integration 
blendet der Text komplett aus. Die massiven 
ethnischen, religiösen, sozialen Verwer-
fungen, die Migration auslöst, werden im 
ganzen Dokument verschiegen.

Wer bestimmt, welche Narrative irreführend 
sind? Ist der Hinweis auf vermehrten Anti-
semitismus bei arabischen Migranten ein 
solches? Und wie soll die „negative Wahr-
nehmung“ von Migranten „ausgeräumt“ 
werden? Das klingt nach Volkserziehung.

O R I G I N A L W O R T L A U T

Globaler Pakt für eine sichere, 
geordnete und reguläre Migration
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granten ungeachtet ihres Migrationsstatus 
zu achten, zu schützen und zu gewährleisten 
und dabei gleichzeitig die Sicherheit und 
das Wohlergehen aller unserer Gemein-
schaften zu fördern. 

12. Dieser Globale Pakt hat das Ziel, die 
nachteiligen Triebkräfte und strukturellen 
Faktoren zu minimieren, die Menschen dar-
an hindern, in ihren Herkunftsländern eine 
nachhaltige Existenzgrundlage aufzubauen 
und aufrechtzuerhalten, und die sie dazu 
veranlassen, anderswo nach einer besseren 
Zukunft zu suchen. Er beabsichtigt, die 
Risiken und prekären Situationen, denen 
Migranten in verschiedenen Phasen der Mi-
gration ausgesetzt sind, zu mindern, indem 
ihre Menschenrechte geachtet, geschützt 
und gewährleistet werden und ihnen Für-
sorge und Unterstützung zukommen. Mit 
dem Pakt wird versucht, legitimen Anliegen 
von Gemeinschaften Rechnung zu tragen 
und gleichzeitig anzuerkennen, dass Ge-
sellschaften demografi sche, wirtschaftliche, 
soziale und umweltbedingte Veränderungen 
unterschiedlichen Ausmaßes durchlaufen, 
die sich auf die Migration auswirken und 
aus ihr resultieren können. Er soll förderli-
che Bedingungen schaff en, die es allen Mi-
granten ermöglichen, unsere Gesellschaften 
durch ihre menschlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Fähigkeiten zu bereichern und 
so besser zu einer nachhaltigen Entwick-
lung auf lokaler, nationaler, regionaler und 
globaler Ebene beizutragen.

Gemeinsamer Zweck 

13. Mit dem Globalen Pakt wird an-
erkannt, dass eine sichere, geordnete und 
reguläre Migration dann für alle funktio-
niert, wenn sie auf der Basis von guter Infor-
mation, Planung und Konsens stattfi ndet. 
Migration sollte nie ein Akt der Verzweif-
lung sein. Ist sie es dennoch, müssen wir 
zusammenarbeiten, um den Bedürfnissen 
von Migranten in prekären Situationen 
Rechnung zu tragen, und die jeweiligen 
Herausforderungen angehen. In gemein-
samer Arbeit müssen wir die Bedingungen 
schaff en, die es den Gemeinschaften und 
den einzelnen Menschen ermöglichen, in 
ihren eigenen Ländern in Sicherheit und 
Würde zu leben. Wir müssen Menschen-
leben retten und Migranten vor Gefahren 
schützen. Wir müssen sie in die Lage ver-
setzen, zu vollwertigen Mitgliedern unserer 
Gesellschaften zu werden, ihre positiven 
Beiträge herausstellen und Inklusion und 
sozialen Zusammenhalt fördern. Wir müs-
sen für Staaten, Gemeinschaften und Mi-
granten gleichermaßen mehr Planbarkeit 
und Rechtssicherheit schaff en. Zu diesem 
Zweck verpfl ichten wir uns, eine sichere, 
geordnete und reguläre Migration zum 
Wohle aller zu erleichtern und zu gewähr-
leisten.

14. Unser Erfolg beruht auf dem gegen-
seitigen Vertrauen, der Entschlossenheit 
und der Solidarität unter den Staaten bei 
der Erfüllung der in diesem Globalen Pakt 
enthaltenen Ziele und Verpfl ichtungen. 
Vereint im Geiste einer für alle Seiten ge-
winnbringenden Zusammenarbeit stellen 
wir uns in geteilter Verantwortung und 
mit innovativen Lösungen den Heraus-
forderungen und Chancen der Migration 
in allen ihren Dimensionen. Mit diesem 
gemeinsamen Ziel vor Augen und im vollen 
Bewusstsein, dass der Globale Pakt für eine 
sichere, geordnete und reguläre Migration 
einen Meilenstein, aber noch nicht den 
Endpunkt unserer Anstrengungen darstellt, 
gehen wir diesen historischen Schritt. Wir 

verpfl ichten uns, den multilateralen Dia-
log im Rahmen der Vereinten Nationen 
durch einen periodischen und wirksamen 
Folge- und Überprüfungsmechanismus 
fortzusetzen, der sicherstellt, dass die in 
diesem Dokument enthaltenen Worte in 
konkrete Taten zum Nutzen von Millionen 
von Menschen in allen Regionen der Welt 
umgesetzt werden. 

15. Wir sind uns darin einig, dass dieser 
Globale Pakt auf einer Reihe übergreifen-
der und interdependenter Leitprinzipien 
beruht: 

a) Der Mensch im Mittelpunkt. Dem 
Globalen Pakt wohnt wie der Migrations-
erfahrung selbst eine starke menschliche 
Dimension inne. Er fördert das Wohler-
gehen von Migranten und der Mitglieder 
der Gemeinschaften in den Herkunfts-, 
Transit- und Zielländern. Infolgedessen 
steht in seinem Mittelpunkt der einzelne 
Mensch; 

b) Internationale Zusammenarbeit. Der 
Globale Pakt ist ein rechtlich nicht binden-
der Kooperationsrahmen, der anerkennt, 
dass Migration von keinem Staat allein 
gesteuert werden kann, da das Phänomen 
von Natur aus grenzüberschreitend ist und 
somit Zusammenarbeit und Dialog auf 
internationaler, regionaler und bilateraler 
Ebene erfordert. Die Autorität des Paktes 
beruht auf seinem Konsenscharakter, seiner 
Glaubwürdigkeit, seiner kollektiven Träger-
schaft und seiner gemeinsamen Umsetzung, 
Weiterverfolgung und Überprüfung; 

c) Nationale Souveränität. Der Globale 
Pakt bekräftigt das souveräne Recht der 
Staaten, ihre nationale Migrationspolitik 
selbst zu bestimmen, sowie ihr Vorrecht, die 
Migration innerhalb ihres Hoheitsbereichs 
in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
selbst zu regeln. Innerhalb ihres Hoheits-
bereichs dürfen die Staaten zwischen re-
gulärem und irregulärem Migrationsstatus 
unterscheiden, einschließlich bei der Fest-
legung ihrer gesetzgeberischen und poli-
tischen Maßnahmen zur Umsetzung des 
Globalen Paktes, unter Berücksichtigung 
der verschiedenen nationalen Realitäten, 
Politiken, Prioritäten und Bestimmungen 
für Einreise, Aufenthalt und Arbeit und im 
Einklang mit dem Völkerrecht; 

d) Rechtsstaatlichkeit und ordnungsge-
mäße Verfahren. Der Globale Pakt erkennt 
an, dass die Achtung der Rechtsstaatlich-
keit, die Einhaltung ordnungsgemäßer 
Verfahren und der Zugang zur Justiz für 
alle Aspekte einer gesteuerten Migration 
von grundlegender Bedeutung sind. Das 
bedeutet, dass der Staat, öff entliche und 
private Institutionen und Einrichtungen 
sowie alle Personen an Gesetze gebunden 
sind, die öff entlich verkündet und in glei-
cher Weise angewandt werden, über deren 
Einhaltung unabhängige Gerichte wachen 
und die mit dem Völkerrecht im Einklang 
stehen; 

e) Nachhaltige Entwicklung. Der Glo-
bale Pakt wurzelt in der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung und baut auf der 
in der Agenda enthaltenen Erkenntnis auf, 
dass Migration eine multidimensionale 
Realität darstellt, die für die nachhaltige 
Entwicklung der Herkunfts-, Transit- und 
Zielländer von großer Bedeutung ist und 
kohärente und umfassende Antworten er-
fordert. Migration trägt, insbesondere wenn 
sie gut gesteuert wird, zu positiven Entwick-
lungsergebnissen und zur Verwirklichung 
der Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung bei. Ziel des Globalen Pak-
tes ist es, das Potenzial der Migration für 
die Erreichung aller Ziele für nachhaltige 

Entwicklung zu nutzen sowie die Wirkung 
zu erhöhen, die die Erreichung der Ziele in 
Zukunft auf Migration haben wird; 

f ) Menschenrechte. Der Globale Pakt 
gründet auf den internationalen Menschen-
rechtsnormen und wahrt die Grundsätze 
der Nichtregression und Nichtdiskriminie-
rung. Durch die Umsetzung des Globalen 
Paktes sorgen wir dafür, dass die Menschen-
rechte aller Migranten, ungeachtet ihres Mi-
grationsstatus, während des gesamten Mi-
grationszyklus wirksam geachtet, geschützt 
und gewährleistet werden. Wir bekräftigen 
außerdem die Verpfl ichtung, alle Formen 
der Diskriminierung, einschließlich Rassis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz, 
gegenüber Migranten und ihren Familien 
zu beseitigen; 

g) Geschlechtersensibilität. Der Globale 
Pakt gewährleistet, dass die Menschenrechte 
von Frauen, Männern, Mädchen und Jun-
gen in allen Phasen der Migration geachtet 
werden, dass ihre besonderen Bedürfnisse 
richtig verstanden und berücksichtigt wer-
den und dass sie als Trägerinnen und Träger 
des Wandels gestärkt werden. Der Pakt trägt 
der Geschlechterperspektive durchgängig 
Rechnung und fördert die Gleichstellung 
der Geschlechter und die Stärkung aller 
Frauen und Mädchen, in Anerkennung 
ihrer Unabhängigkeit, Handlungsfähig-
keit und Führungsrolle und mit dem Ziel, 
davon wegzukommen, dass Migrantinnen 
primär aus der Perspektive der Viktimisie-
rung betrachtet werden; 

h) Kindergerechtigkeit. Der Globale Pakt 
fördert die bestehenden völkerrechtlichen 
Verpfl ichtungen in Bezug auf die Rechte 
des Kindes und wahrt den Grundsatz, dass 
das Wohl des Kindes im Kontext der inter-
nationalen Migration in allen Situationen, 
an denen Kinder, einschließlich unbeglei-
teter und von ihren Familien getrennter 
Kinder, beteiligt sind, stets vorrangig zu 
berücksichtigen ist. 

i) Gesamtregierungsansatz. Der Globale 
Pakt trägt dem Umstand Rechnung, dass 
Migration eine multidimensionale Realität 
darstellt, die nicht von einem Regierungs-
ressort allein behandelt werden kann. Die 
Erarbeitung und Umsetzung wirksamer mi-
grationspolitischer Maßnahmen und Ver-
fahren erfordert einen Gesamtregierungs-
ansatz, der eine horizontale und vertikale 
Politikkohärenz quer über alle staatlichen 
Bereiche und Ebenen hinweg gewährleistet; 

j) Alle Teile der Gesellschaft umfassender 
Ansatz. Der Globale Pakt fördert breit ange-
legte Multi-Akteur-Partnerschaften, die sich 
mit der Migration in allen ihren Dimensio-
nen befassen und Migranten, die Diaspora, 
lokale Gemeinwesen, die Zivilgesellschaft, 
die Wissenschaft, den Privatsektor, Parla-
mentsabgeordnete, Gewerkschaften, natio-
nale Menschenrechtsinstitutionen, die Me-
dien und andere relevante Interessenträger 
in die Steuerung der Migration einbinden. 

Unser Kooperationsrahmen 

16. Mit der New Yorker Erklärung für 
Flüchtlinge und Migranten haben wir 
eine politische Erklärung und ein Paket 
von Verpfl ichtungen angenommen. Wir 
bekräftigen diese Erklärung in ihrer Ge-
samtheit und bauen mit dem nachstehen-
den Kooperationsrahmen auf ihr auf; dieser 
umfasst 23 Ziele und deren Umsetzung, 
Weiterverfolgung und Überprüfung. Jedes 
Ziel enthält eine Verpfl ichtung, gefolgt 
von einer Reihe von Maßnahmen, die als 
relevante Politikinstrumente und bewährte 
Verfahren angesehen werden. 

Zur Erfüllung der 23 Ziele werden wir aus 
diesen Maßnahmen schöpfen, um eine si-
chere, geordnete und reguläre Migration 
entlang des gesamten Migrationszyklus zu 
erreichen.

Ziele für eine sichere, geordnete und 
reguläre Migration

1. Erhebung und Nutzung korrekter und 
aufgeschlüsselter Daten als Grundlage für 
eine Politikgestaltung, die auf nachweisba-
ren Fakten beruht

2. Minimierung nachteiliger Triebkräfte 
und struktureller Faktoren, die Menschen 
dazu bewegen, ihre Herkunftsländer zu 
verlassen

3. Bereitstellung korrekter und zeit-
naher Informationen in allen Phasen der 
Migration

4. Sicherstellung dessen, dass alle Mi-
granten über den Nachweis einer recht-
lichen Identität und ausreichende Doku-
mente verfügen

5. Verbesserung der Verfügbarkeit und 
Flexibilität der Wege für eine reguläre Mi-
gration

6. Förderung einer fairen und ethisch 
vertretbaren Rekrutierung von Arbeitskräf-
ten und Gewährleistung der Bedingungen 
für eine menschenwürdige Arbeit

7. Bewältigung und Minderung prekärer 
Situationen im Rahmen von Migration

8. Rettung von Menschenleben und 
Festlegung koordinierter internationaler 
Maßnahmen betreff end vermisste Migran-
ten

9. Verstärkung der grenzübergreifenden 
Bekämpfung der Schleusung von Migran-
ten

10. Prävention, Bekämpfung und Besei-
tigung von Menschenhandel im Kontext 
der internationalen Migration

11. Integriertes, sicheres und koordi-
niertes Grenzmanagement

12. Stärkung der Rechtssicherheit und 
Planbarkeit bei Migrationsverfahren zur 
Gewährleistung einer angemessenen Prü-
fung, Bewertung und Weiterverweisung

13. Freiheitsentziehung bei Migranten 
nur als letztes Mittel und Bemühung um 
Alternativen

14. Verbesserung des konsularischen 
Schutzes und der konsularischen Hilfe 
und Zusammenarbeit im gesamten Mi-
grationszyklus

15. Gewährleistung des Zugangs von 
Migranten zu Grundleistungen

16. Befähigung von Migranten und 
Gesellschaften zur Verwirklichung der 
vollständigen Inklusion und des sozialen 
Zusammenhalts

17. Beseitigung aller Formen der Diskri-
minierung und Förderung eines auf nach-
weisbaren Fakten beruhenden öff entlichen 
Diskurses zur Gestaltung der Wahrneh-
mung von Migration

18. Investition in Aus- und Weiterbil-
dung und Erleichterung der gegenseitigen 
Anerkennung von Fertigkeiten, Qualifi ka-
tionen und Kompetenzen

19. Herstellung von Bedingungen, unter 
denen Migranten und Diasporas in vollem 
Umfang zur nachhaltigen Entwicklung in 
allen Ländern beitragen können

20. Schaff ung von Möglichkeiten für 

Die vorgelegten Ziele, inklusive der daraus 
folgenden Maßnahmen, sollen überprüft 
werden. Wie paßt dies mit dem nicht-bin-
denden Charakter des Paktes zusammen?
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schnellere, sicherere und kostengünstigere 
Rücküberweisungen und Förderung der 
fi nanziellen Inklusion von Migranten

21. Zusammenarbeit bei der Ermög-
lichung einer sicheren und würdevollen 
Rückkehr und Wiederaufnahme sowie einer 
nachhaltigen Reintegration

22. Schaff ung von Mechanismen zur 
Übertragbarkeit von Sozialversicherungs- 
und erworbenen Leistungsansprüchen

23. Stärkung internationaler Zusam-
menarbeit und globaler Partnerschaften 
für eine sichere, geordnete und reguläre 
Migration

Ziele und Verpfl ichtungen

Ziel 1: Erhebung und Nutzung kor-
rekter und aufgeschlüsselter Daten als 
Grundlage für eine Politikgestaltung, die 
auf nachweisbaren Fakten beruht

17. Wir verpfl ichten uns, die globale 
Faktengrundlage zur internationalen Mi-
gration zu stärken und zu diesem Zweck 
die Erhebung, Analyse und Verbreitung 
genauer, verlässlicher und vergleichbarer 
Daten, die nach Geschlecht, Alter, Mi-
grationsstatus und anderen im nationalen 
Kontext relevanten Merkmalen aufgeschlüs-
selt sind, zu verbessern und darin zu inve-
stieren und dabei gleichzeitig das Recht 
auf Privatheit gemäß den internationalen 
Menschenrechtsnormen zu wahren und 
personenbezogene Daten zu schützen. Wir 
verpfl ichten uns ferner, sicherzustellen, 
dass diese Daten die Forschung fördern, 
als Orientierung für eine faktengestützte 
Politikgestaltung und einen aufgeklärten 
öff entlichen Diskurs dienen und eine wirk-
same Überwachung und Evaluierung der 
Umsetzung der Verpfl ichtungen im Laufe 
der Zeit ermöglichen.

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden

a) unter Mitwirkung aller relevanten 
Interessenträger und unter Anleitung der 
Statistischen Kommission der Vereinten 
Nationen eine umfassende Strategie aus-
arbeiten und umsetzen, die das Ziel hat, 
migrationsbezogene Daten auf lokaler, 
nationaler, regionaler und globaler Ebene 
zu verbessern, indem die Methoden der 
Datenerhebung harmonisiert und die Ana-
lyse und Verbreitung migrationsbezogener 
Daten und Indikatoren gestärkt werden; 

b) die internationale Vergleichbarkeit 
und Kompatibilität von Statistiken und 
nationalen Datensystemen im Bereich Mi-
gration verbessern, einschließlich durch die 
Weiterentwicklung und Anwendung der 
statistischen Defi nition des Begriff s „inter-
nationaler Migrant“, die Ausarbeitung eines 
Katalogs von Standards zur Messung von 
Migrationsbeständen und -strömen und 
die Dokumentierung von Migrationsmu-
stern und -trends, Migrantenmerkmalen 
sowie Triebkräften und Auswirkungen von 
Migration; 

c) ein globales Programm zum Aufbau 
und zur Stärkung nationaler Kapazitäten im 
Bereich der Datenerhebung, -analyse und 
-verbreitung entwickeln, das dem Zweck 
dient, Daten auszutauschen, Datenlücken 
zu schließen und wichtige Migrationstrends 
zu bewerten, die Zusammenarbeit zwischen 
relevanten Interessenträgern auf allen Ebe-
nen zu fördern, gezielte Aus- und Fortbil-
dung sowie fi nanzielle Unterstützung und 
technische Hilfe bereitzustellen und neue 
Datenquellen, einschließlich Megadaten, 
wirksam zu nutzen, und das von der Stati-

stischen Kommission regelmäßig überprüft 
wird; 

d) Daten zu den Auswirkungen und 
Vorteilen der Migration sowie zu den Bei-
trägen von Migranten und der Diaspora 
zur nachhaltigen Entwicklung erheben, 
analysieren und als Informationsquelle 
für die Umsetzung der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung und der damit 
zusammenhängenden Strategien und Pro-
gramme auf lokaler, nationaler, regionaler 
und globaler Ebene nutzen; 

e) die Weiterentwicklung bestehender 
globaler und regionaler Datenbanken und 
-depots, darunter das globale Migrations-
datenportal der Internationalen Organisa-
tion für Migration (IOM) und die Globale 
Wissenspartnerschaft für Migration und 
Entwicklung (KNOMAD) der Weltbank, 
und die Zusammenarbeit zwischen ihnen 
unterstützen, mit dem Ziel, einschlägige 
Daten auf transparente und nutzerfreund-
liche Weise systematisch zu konsolidieren 
und gleichzeitig die interinstitutionelle 
Zusammenarbeit zu fördern, um Doppel-
spurigkeiten zu vermeiden; 

f ) regionale Forschungs- und Ausbil-
dungszentren zum Th ema Migration oder 
Migrationsbeobachtungsstellen, wie die 
Afrikanische Beobachtungsstelle für Mi-
gration und Entwicklung, einrichten und 
stärken, um Daten gemäß den Standards 
der Vereinten Nationen zu erheben und zu 
analysieren, einschließlich zu bewährten 
Verfahren, den Beiträgen von Migranten, 
den gesamten wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Vorteilen und Heraus-
forderungen der Migration in den Her-
kunfts-, Transit- und Zielländern sowie den 
Triebkräften der Migration, mit dem Ziel, 
gemeinsame Strategien zu entwickeln und 
den Wert aufgeschlüsselter Migrationsda-
ten zu maximieren, in Abstimmung mit 
bestehenden regionalen und subregionalen 
Mechanismen; 

g) die Datenerhebung auf nationaler 
Ebene durch eine möglichst frühzeitige 
Einbeziehung migrationsbezogener Fra-
gen in nationale Zählungen verbessern, wie 
etwa zum Geburtsland, zum Geburtsland 
der Eltern, zum Land der Staatsangehörig-
keit, zum Wohnsitzland fünf Jahre vor der 
Zählung, zum letzten Einreisedatum und 
zum Migrationsgrund, und so sicherstellen, 
dass die Ergebnisse, aufgeschlüsselt und 
tabelliert gemäß internationalen Standards, 
zeitnah für statistische Zwecke analysiert 
und verbreitet werden; 

h) Haushalts-, Arbeitskräfte- und sonsti-
ge Erhebungen zur Sammlung von Infor-
mationen über die soziale und wirtschaftli-
che Integration von Migranten durchführen 
oder bestehenden Haushaltserhebungen 
Standard-Migrationsmodule anfügen, um 
die nationale, regionale und internatio-
nale Vergleichbarkeit zu verbessern, und 
die erhobenen Daten in Form öff entlich 
nutzbarer statistischer Mikrodatendateien 
zugänglich machen; 

i) die Zusammenarbeit zwischen den 
für migrationsbezogene Daten zuständigen 
staatlichen Stellen und nationalen stati-
stischen Ämtern verbessern, um migrati-
onsbezogene Statistiken zu erstellen, unter 
anderem durch die Verwendung admini-
strativer Aufzeichnungen für statistische 
Zwecke, wie etwa Ein- und Ausreisedaten, 
Visa, Aufenthaltsgenehmigungen, Bevöl-
kerungsregister und andere einschlägige 
Quellen, bei gleichzeitiger Wahrung des 
Rechts auf Privatheit und Schutz perso-
nenbezogener Daten; 

j) länderspezifi sche Migrationsprofi le 

entwickeln und nutzen, die aufgeschlüs-
selte Daten zu allen migrationsrelevanten 
Aspekten im nationalen Kontext enthalten, 
darunter zum Bedarf auf dem Arbeitsmarkt, 
zur Nachfrage nach Fertigkeiten und deren 
Verfügbarkeit, zu den wirtschaftlichen, öko-
logischen und sozialen Auswirkungen von 
Migration, zu den Kosten für Rücküber-
weisungen, zu Gesundheit, Bildung, Beruf, 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, Löhnen 
und Gehältern sowie zu den Bedürfnissen 
der Migranten und der Aufnahmegemein-
schaften, mit dem Ziel, eine auf nachweis-
baren Fakten beruhende Migrationspolitik 
zu entwickeln; 

k) in Zusammenarbeit mit relevanten 
Interessenträgern in Herkunfts-, Tran-
sit- und Zielländern Forschungsarbeiten, 
Studien und Erhebungen zur Wechselbe-
ziehung zwischen Migration und den drei 
Dimensionen der nachhaltigen Entwick-
lung, zu den Beiträgen und Fertigkeiten 
von Migranten und der Diaspora sowie zu 
ihren Bindungen zu den Herkunfts- und 
Zielländern durchführen. 

Ziel 2: Minimierung nachteiliger 
Triebkräfte und struktureller Faktoren, 
die Menschen dazu bewegen, ihre Her-
kunftsländer zu verlassen 

18. Wir verpfl ichten uns, förderliche 
politische, wirtschaftliche und soziale Be-
dingungen sowie Umweltbedingungen 
zu schaff en, unter denen die Menschen 
in ihren eigenen Ländern ein friedliches, 
produktives und nachhaltiges Leben füh-
ren und ihre persönlichen Ambitionen 
verwirklichen können, und gleichzeitig 
dafür zu sorgen, dass Verzweifl ung und sich 
verschlechternde Umweltbedingungen sie 
nicht dazu veranlassen, durch irreguläre 
Migration anderswo eine Existenzgrundlage 
zu suchen. Wir verpfl ichten uns ferner, 
für eine rasche und vollständige Umset-
zung der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung zu sorgen sowie auf anderen 
bestehenden Rahmenwerken aufzubauen 
und in ihre Umsetzung zu investieren, um 
die Gesamtwirkung des Globalen Paktes zur 
Erleichterung einer sicheren, geordneten 
und regulären Migration zu erhöhen. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-

chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Umsetzung der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung, einschließlich 
der Ziele für nachhaltige Entwicklung und 
der Aktionsagenda von Addis Abeba, und 
der Verpfl ichtung, diejenigen zuerst zu 
erreichen, die am weitesten zurückliegen, 
sowie die Umsetzung des Übereinkommens 
von Paris und des Sendai-Rahmens für Ka-
tastrophenvorsorge 2015-2030 fördern; 

b) in Programme investieren, die die Er-
füllung der Ziele für nachhaltige Entwick-
lung durch die Staaten beschleunigen, mit 
dem Ziel, die nachteiligen Triebkräfte und 
strukturellen Faktoren zu beseitigen, die 
Menschen dazu bewegen, ihr Herkunfts-
land zu verlassen, unter anderem durch 
Armutsbeseitigung, Ernährungssicherung, 
Gesundheits- und Sanitärversorgung, Bil-
dung, inklusives Wirtschaftswachstum, 
Infrastrukturentwicklung, städtische und 
ländliche Entwicklung, Schaff ung von 
Arbeitsplätzen, menschenwürdige Arbeit, 
Gleichstellung der Geschlechter und Stär-
kung der Selbstbestimmung von Frauen 
und Mädchen, Aufbau von Resilienz und 
Katastrophenvorsorge, Klimawandelab-
schwächung und -anpassung, Bekämpfung 
der sozioökonomischen Auswirkungen aller 
Formen der Gewalt, Nichtdiskriminierung, 
Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungs-
führung, Zugang zur Justiz und Schutz 
der Menschenrechte, sowie mit dem Ziel, 
friedliche und inklusive Gesellschaften mit 
wirksamen, rechenschaftspfl ichtigen und 
transparenten Institutionen zu schaff en und 
zu erhalten; 

c) in enger Zusammenarbeit mit und zur 
Unterstützung von anderen Staaten, zustän-
digen nationalen und lokalen Behörden, 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
und der Zivilgesellschaft Mechanismen zur 
Beobachtung und Vorauserkennung der 
Entwicklung von Gefahren und Bedrohun-
gen, die Migrationsbewegungen auslösen 
oder beeinflussen könnten, einrichten 
oder stärken, Frühwarnsysteme stärken, 
Notstandsverfahren und -instrumentarien 
entwickeln, Notfalleinsätze in Gang setzen 
und die Normalisierung nach Notsituatio-
nen unterstützen; 

d) in allen Regionen auf lokaler und 
nationaler Ebene in die nachhaltige Ent-
wicklung investieren, damit alle Menschen 
ihr Leben verbessern und ihre Ambitionen 
verwirklichen können, durch Förderung 
dauerhaften, inklusiven und nachhalti-
gen Wirtschaftswachstums, einschließlich 
durch private und ausländische Direktinve-
stitionen und Handelspräferenzen, mit dem 
Ziel, förderliche Bedingungen zu schaff en, 
unter denen die Gemeinschaften und der 
einzelne Mensch Chancen im eigenen Land 
nutzen und eine nachhaltige Entwicklung 
voranbringen können; 

e) in die Erschließung von Humanres-
sourcen investieren, durch Förderung von 
Unternehmertum, Bildung, berufsausbil-
denden und -qualifi zierenden Programmen 
und Partnerschaften sowie die Schaff ung 
produktiver Arbeitsplätze, entsprechend 
den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes und 
in Zusammenarbeit mit dem Privatsektor 
und den Gewerkschaften, mit dem Ziel, die 
Jugendarbeitslosigkeit zu senken, die Ab-
wanderung hochqualifi zierter Arbeitskräfte 
(„brain drain“) zu vermeiden und die Zu-
wanderung hochqualifi zierter Arbeitskräfte 
(„brain gain“) in den Herkunftsländern zu 
optimieren sowie die demografi sche Divi-
dende bestmöglich zu nutzen; 

f ) die Zusammenarbeit zwischen hu-

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung wurde am 25. September 2015 beim 
Uno-Nachhaltigkeitsgipfel der Staats- und 
Regierungschefs beschlossen. Durch den 
15-Jahres-Plan soll das Wirtschaftswachs-
tum gesteigert, der weltweite Lebens-
standard verbessert, die Ungleichheit 
zwischen den Ländern verringert sowie ein 
nachhaltiges Management von natürlichen 
Ressourcen gewährleistet werden. Zudem 
taucht hier erstmals die Forderung nach 
einer „geordneten, sicheren und regulären 
Migration“ auf. Obwohl rechtlich nicht 
bindend, legte die Bundesrepublik bereits 
am 19. Juli 2016 einen Bericht über die 
nationale Umsetzung der Nachhaltigkeits-
ziele vor. So verwies die Regierung auf 
das Nationale Programm für nachhaltigen 
Konsum und den Zeitplan zum Ausstieg 
aus der Kohleverstromung. Später folgten 
ein „Aktionsplan Menschenrechte“, die 
Frauenquote für Aufsichtsräte und der von 
Entwicklungshilfeminister Gerd Müller 
(CSU) angeregte „Marshallplan für Afrika“.
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manitären Akteuren und Entwicklungs-
akteuren stärken, unter anderem durch 
Förderung von gemeinsamen Analysen, 
Multi-Geber-Konzepten und mehrjähri-
gen Finanzierungszyklen, um langfristige 
Maßnahmen zu entwickeln und Ergebnisse 
zu erzielen, die die Achtung der Rechte von 
Betroff enen, die Resilienz und die Bewälti-
gungskapazitäten der Bevölkerung sowie die 
wirtschaftliche und soziale Eigenständig-
keit sicherstellen, und durch Sicherstellung 
dessen, dass bei diesen Bemühungen die 
Migration berücksichtigt wird; 

g) Migranten im Rahmen der natio-
nalen Notfallvorsorge und -bewältigung 
berücksichtigen, einschließlich durch Be-
rücksichtigung einschlägiger Empfehlungen 
aus den von Staaten gelenkten Beratungs-
prozessen, wie etwa der Guidelines to Pro-
tect Migrants in Countries Experiencing 
Confl ict or Natural Disaster (Leitlinien der 
Initiative „Migrants in Countries in Crisis“ 
zum Migrantenschutz in von Konfl ikten 
oder Naturkatastrophen betroff enen Län-
dern); Naturkatastrophen, die nachteiligen 
Auswirkungen des Klimawandels und Um-
weltzerstörung 

h) gemeinsame Analysen und den Infor-
mationsaustausch verstärken, um Migrati-
onsbewegungen, die etwa durch plötzliche 
und schleichende Naturkatastrophen, die 
nachteiligen Auswirkungen des Klimawan-
dels, Umweltzerstörung und andere prekäre 
Situationen ausgelöst werden können, bes-
ser zu dokumentieren, zu verstehen, vorher-
zusagen und zu bewältigen, und gleichzeitig 
sicherstellen, dass die Menschenrechte aller 
Migranten wirksam geachtet, geschützt und 
gewährleistet werden; 

i) Strategien zur Anpassung und zur 
Stärkung der Resilienz gegenüber plötz-
lichen und schleichenden Naturkatastro-
phen, den nachteiligen Auswirkungen des 
Klimawandels und der Umweltzerstörung 
wie Wüstenbildung, Landverödung, Dürre 
und Anstieg des Meeresspiegels entwickeln, 
unter Berücksichtigung der möglichen Im-
plikationen für Migration und in Aner-
kennung dessen, dass die Anpassung im 
Herkunftsland vorrangig ist; 

j) Erwägungen betreff end Vertreibung in 
Katastrophenschutzstrategien einbeziehen 
und die Zusammenarbeit mit Nachbarlän-
dern und anderen in Betracht kommenden 
Ländern fördern, um hinsichtlich Frühwar-
nung, Notfallplanung, Vorratshaltung, Ko-
ordinierungsmechanismen, Evakuierungs-
planung, Vorkehrungen für Aufnahme und 
Hilfeleistung sowie Aufklärung der Bevöl-
kerung vorbereitet zu sein; 

k) auf subregionaler und regionaler Ebe-
ne Konzepte und Mechanismen abstimmen 
und entwickeln, um der prekären Situati-
on der von plötzlichen und schleichenden 
Naturkatastrophen betroff enen Menschen 
entgegenzuwirken, indem ihr Zugang zu 
einer humanitären Hilfe, die ihre Grund-
bedürfnisse deckt, gewährleistet wird, unter 
voller Achtung ihrer Rechte, gleichviel wo 
sie sich befi nden, und indem nachhaltige 
Lösungen zur Steigerung der Resilienz und 
Eigenständigkeit gefördert werden, unter 
Berücksichtigung der Kapazitäten aller be-
teiligten Länder; 

l) kohärente Ansätze zur Bewältigung 
der Herausforderungen von Migrations-
bewegungen im Kontext plötzlicher und 
schleichender Naturkatastrophen entwik-
keln, einschließlich durch Berücksichtigung 
einschlägiger Empfehlungen aus den von 
Staaten gelenkten Beratungsprozessen, wie 
etwa der Agenda for the Protection of Cross-
Border Displaced Persons in the Context 

of Disasters and Climate Change (Agenda 
zum Schutz der aufgrund von Katastrophen 
und Klimaänderungen über Grenzen hin-
weg Vertriebenen) und der Plattform zu 
Flucht vor Naturkatastrophen. 

Ziel 3: Bereitstellung korrekter und 
zeitnaher Informationen in allen Phasen 
der Migration 

19. Wir verpfl ichten uns zur Verstär-
kung unserer Anstrengungen, korrekte, 
aktuelle, zugängliche und transparente 
Informationen zu Migrationsfragen für 
Staaten, Gemeinschaften und Migranten 
in allen Phasen der Migration bereitzustel-
len, verfügbar zu machen und unter ihnen 
zu verbreiten. Wir verpfl ichten uns ferner, 
diese Informationen zur Entwicklung einer 
Migrationspolitik zu verwenden, die für alle 
Beteiligten ein hohes Maß an Planbarkeit 
und Rechtssicherheit schaff t. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) eine zentralisierte und öff entlich zu-
gängliche nationale Website erstellen und 
veröff entlichen, die über Möglichkeiten für 
eine reguläre Migration informiert, so etwa 
über landesspezifi sche Einwanderungsge-
setze und -regelungen, Visumspfl icht, An-
tragstellungsformalitäten, Gebühren und 
Umwandlungskriterien, Voraussetzungen 
für eine Arbeitserlaubnis, erforderliche 
berufl iche Qualifi kationen, Prüfung und 
Anerkennung von Zeugnissen, Ausbil-
dungs- und Studienmöglichkeiten sowie 
Lebenshaltungskosten und Lebensbedin-
gungen, damit Migranten über eine Ent-
scheidungsgrundlage verfügen; 

b) eine systematische Zusammenarbeit 
und einen systematischen Dialog auf bi-
lateraler, regionaler und internationaler 
Ebene fördern und verbessern, um Infor-
mationen über Migrationstrends auszu-
tauschen, einschließlich durch gemeinsa-
me Datenbanken, Online-Plattformen, 
internationale Ausbildungszentren und 
Verbindungsnetzwerke, bei gleichzeitiger 
Wahrung des Rechts auf Privatheit und 
Schutz personenbezogener Daten; 

c) entlang wichtiger Migrationsrouten 
off ene und frei zugängliche Informati-
onsstellen einrichten, die Migranten auf 
Möglichkeiten für eine kindergerechte und 
geschlechtersensible Unterstützung und 
Beratung verweisen, Möglichkeiten zur 
Kommunikation mit der konsularischen 
Vertretung des Herkunftslandes bereitstel-
len und in einer für die Betroff enen ver-
ständlichen Sprache relevante Informatio-
nen bereitstellen können, unter anderem 
über Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
angemessenen Schutz und angemessene 
Hilfe, Optionen und Wege für eine reguläre 
Migration und Rückkehrmöglichkeiten; 

d) Neuankömmlingen gezielte, ge-
schlechtersensible, kindergerechte, barrie-
refreie und umfassende Informationen und 
rechtliche Beratung über ihre Rechten und 
Pfl ichten zur Verfügung stellen, einschließ-
lich über die Einhaltung der nationalen und 
lokalen Rechtsvorschriften, die Erlangung 
einer Arbeits- und Aufenthaltsgenehmi-
gung, Statusanpassungen, die Registrie-
rung bei Behörden, den Zugang zur Justiz 
für die Erstattung von Anzeigen wegen 
Rechtsverletzungen sowie den Zugang zu 
Grundleistungen; 

e) in Zusammenarbeit mit lokalen Be-
hörden, konsularischen und diplomati-
schen Vertretungen, dem Privatsektor, der 
Wissenschaft, Migranten- und Diaspora-

organisationen sowie der Zivilgesellschaft 
mehrsprachige, geschlechtersensible und 
faktengestützte Informationskampagnen in 
den Herkunftsländern fördern und Aufklä-
rungsveranstaltungen sowie Orientierungs-
kurse vor der Abreise organisieren, um eine 
sichere, geordnete und reguläre Migration 
zu fördern und auf die mit irregulärer und 
unsicherer Migration verbundenen Risiken 
hinzuweisen. 

Ziel 4: Sicherstellung, dass alle Mi-
granten über den Nachweis einer recht-
lichen Identität und ausreichende Do-
kumente verfügen 

20. Wir verpfl ichten uns, das Recht 
aller Menschen auf eine rechtliche Iden-
tität zu erfüllen, indem wir alle unsere 
Staatsangehörigen mit Nachweisen ihrer 
Staatsangehörigkeit und relevanten Do-
kumenten ausstatten, die es nationalen 
und lokalen Behörden ermöglichen, die 
rechtliche Identität von Migranten bei der 
Einreise, während des Aufenthalts und 
zum Zwecke der Rückkehr festzustellen 
sowie eff ektive Migrationsverfahren, eine 
effi  ziente Bereitstellung von Diensten und 
eine bessere öff entliche Sicherheit zu ge-
währleisten. Wir verpfl ichten uns ferner, 
mittels geeigneter Maßnahmen sicherzu-
stellen, dass Migranten in allen Phasen der 
Migration ausreichende Dokumente und 
Personenstandsurkunden wie Geburts-, 
Heirats- und Sterbeurkunden ausgestellt 
werden, um sie in die Lage zu versetzen, 
ihre Menschenrechte eff ektiv auszuüben. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Systeme der Personenstandsre-
gistrierung verbessern, mit besonderem 
Schwerpunkt darauf, nicht registrierte 
Personen und unsere im Ausland leben-
den Staatsangehörigen zu erreichen, ein-
schließlich durch die Ausstellung relevanter 
Ausweise und Personenstandsdokumente, 
die Stärkung der Kapazitäten und Investi-
tionen in informations- und kommunika-
tionstechnologische Lösungen, und dabei 
gleichzeitig das Recht auf Privatheit wahren 
und personenbezogene Daten schützen; 

b) gemäß den Vorgaben der Internatio-
nalen Zivilluftfahrt-Organisation Reise-
dokumente vereinheitlichen, um die in-
teroperable und universelle Anerkennung 
von Reisedokumenten zu erleichtern und 
Identitätsbetrug und Dokumentenfäl-
schung zu bekämpfen, unter anderem 
durch Investitionen in die Digitalisierung 
und die Stärkung von Mechanismen zum 
Austausch biometrischer Daten, und dabei 
gleichzeitig das Recht auf Privatheit wahren 
und personenbezogene Daten schützen; 

c) sicherstellen, dass unsere in anderen 
Ländern wohnhaften Staatsangehörigen 
auf angemessene, rasche, verlässliche und 
leicht zugängliche Weise konsularische Do-
kumente, einschließlich Ausweisen und 
Reisedokumenten, erhalten, unter Einsatz 
von Informations- und Kommunikations-
technologien sowie durch lokale Informa-
tions- und Kontaktarbeit, insbesondere in 
entfernt gelegenen Gebieten; 

d) den Zugang zu personenbezoge-
nen Dokumenten wie Reisepässen und 
Visa erleichtern und sicherstellen, dass 
die einschlägigen Vorschriften und Kri-
terien für den Erhalt solcher Dokumente 
nichtdiskriminierend sind, indem eine 
geschlechts- und alterssensible Überprü-
fung vorgenommen wird, um während des 
gesamten Migrationszyklus eine Erhöhung 

des Risikos, in eine prekäre Situation zu 
geraten, abzuwenden; 

e) verstärkte Maßnahmen zur Vermin-
derung der Staatenlosigkeit ergreifen, 
unter anderem, indem wir neugeborene 
Migranten registrieren, dafür sorgen, dass 
Frauen und Männer gleichermaßen ihre 
Staatsangehörigkeit an ihre Kinder wei-
tergeben können, und im Hoheitsgebiet 
eines anderen Staates geborenen Kindern 
die Staatsangehörigkeit zuerkennen, insbe-
sondere in Fällen, in denen das Kind sonst 
staatenlos wäre, unter voller Achtung des 
Menschenrechts auf eine Staatsangehörig-
keit und im Einklang mit den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften; 

f ) die Bestimmungen zur Erbringung 
des Staatsangehörigkeitsnachweises in Ein-
richtungen zur Bereitstellung von Diensten 
überprüfen und revidieren, um sicherzu-
stellen, dass Migranten, die ihre Staatsan-
gehörigkeit oder rechtliche Identität nicht 
nachweisen können, weder der Zugang zu 
Grundleistungen noch ihre Menschenrech-
te verwehrt werden; 

g) aufbauend auf bestehenden Praktiken 
auf lokaler Ebene, die die Teilhabe am Le-
ben der Gemeinschaft erleichtern, etwa den 
Kontakt mit Behörden und den Zugang 
zu wichtigen Diensten, allen in einer Ge-
meinde lebenden Personen, einschließlich 
Migranten, Registrierungskarten ausstellen, 
auf denen grundlegende Informationen 
zur Person vermerkt sind, die aber keinen 
Anspruch auf Staatsangehörigkeit oder 
Aufenthalt begründen.

 
Ziel 5: Verbesserung der Verfügbarkeit 

und Flexibilität der Wege für eine regu-
läre Migration 

21. Wir verpfl ichten uns, die Optionen 
und Wege für eine reguläre Migration in 
einer Weise anzupassen, die in Widerspiege-
lung der demografi schen Wirklichkeit und 
der Realität auf dem Arbeitsmarkt Arbeits-
kräftemobilität und menschenwürdige Ar-
beit erleichtert, Bildungschancen optimiert, 
das Recht auf ein Familienleben wahrt und 
den Bedürfnissen von Migranten in einer 
prekären Situation gerecht wird, mit dem 
Ziel, die Verfügbarkeit von Wegen für eine 
sichere, geordnete und reguläre Migration 
zu verbessern und zu diversifi zieren. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) in Zusammenarbeit mit relevanten 
Interessenträgern menschenrechtsbasierte 
und geschlechtersensible bilaterale, regio-
nale und multilaterale Vereinbarungen zur 
Arbeitskräftemobilität mit sektorspezifi -
schen Standard- Beschäftigungsbedingun-
gen entwickeln, unter Heranziehung der 
einschlägigen Standards, Richtlinien und 
Grundsätze der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (IAO) und im Einklang mit den 
internationalen Menschenrechtsnormen 
und dem internationalen Arbeitsrecht; 

b) durch internationale und bilaterale 
Kooperationsvereinbarungen, wie beispiels-
weise Freizügigkeitsregelungen, Visalibe-
ralisierung oder Visa für mehrere Länder, 

Was ist mit Personen, die ihre Identität 
absichtlich verschleiern und beispielsweise 
Dokumente wegwerfen – bei Asylzuwande-
rern gängige Praxis. Müssen sie automatisch 
mit Dokumenten nach ihren Angaben aus-
gestattet werden, oder dürfen sie einfach 
abgewiesen werden?
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und durch Kooperationsrahmen für Ar-
beitskräftemobilität die regionale und re-
gionenübergreifende Arbeitskräftemobilität 
erleichtern, im Einklang mit den nationalen 
Prioritäten, den Bedürfnissen des örtlichen 
Marktes und dem Qualifi kationsangebot; 

c) in Abstimmung mit dem Privatsektor 
und anderen relevanten Interessenträgern 
bestehende Optionen und Wege für eine 
reguläre Migration überprüfen und überar-
beiten, mit dem Ziel, die Abstimmung von 
Qualifi kationen mit dem Arbeitsmarktbe-
darf zu optimieren und den demografi schen 
Realitäten und Entwicklungsherausforde-
rungen und -chancen Rechnung zu tragen, 
im Einklang mit der Arbeitsmarktnachfrage 
und dem Qualifi kationsangebot auf lokaler 
und nationaler Ebene; 

d) fl exible, auf Rechte gestützte und ge-
schlechtersensible Arbeitsmobilitätspro-
gramme für Migranten entwickeln, im 
Einklang mit der Arbeitsmarktnachfrage 
auf lokaler und nationaler Ebene und dem 
Qualifi kationsangebot auf allen Niveaus, 
darunter befristete, saisonale und zirkuläre 
Programme sowie Schnellspurprogramme 
in Bereichen mit Arbeitskräftemangel, 
durch Ausstellung fl exibler, umwandelba-
rer und nichtdiskriminierender Visa und 
Genehmigungen, beispielsweise für dauer-
hafte und befristete Beschäftigung oder die 
mehrfache Einreise zu Studien-, Geschäfts-, 
Besuchs-, Investitions- und unternehmeri-
schen Zwecken; 

e) eine eff ektive Abstimmung von Qua-
lifi kationen mit dem Arbeitsmarktbedarf 
der Volkswirtschaft fördern, indem lokale 
Behörden und andere relevante Interes-
senträger, vor allem der Privatsektor und 
die Gewerkschaften, in die Analyse des lo-
kalen Arbeitsmarktes, die Ermittlung von 
Qualifi kationsdefi ziten, die Festlegung von 
Qualifi kationsanforderungsprofi len und die 
Bewertung der Wirksamkeit von Arbeits-
migrationsregelungen einbezogen werden, 
mit dem Ziel, durch reguläre Zugangswege 
eine marktorientierte Mobilität von Ver-
tragsarbeitskräften sicherzustellen; 

f ) effi  ziente und wirksame Programme 
der Qualifi kationsabstimmung fördern, 
indem die Fristen für die Bearbeitung von 
Visa und Erlaubnissen für Standard-Be-
schäftigungsgenehmigungen verkürzt wer-
den und Arbeitgebern, die sich nachweislich 
an die Regeln halten, eine Beschleunigung 
und Erleichterung der Bearbeitung von Visa 
und Erlaubnissen angeboten wird; 

g) nationale und regionale Verfahren für 
die Einreise und Aufenthalte von angemes-
sener Dauer entwickeln oder bestehende 
Verfahren ausbauen, die auf der Grundlage 
mitmenschlicher, humanitärer oder sonsti-
ger Erwägungen für Migranten gelten, die 
aufgrund plötzlicher Naturkatastrophen 
und anderer prekärer Situationen gezwun-
gen sind, ihr Herkunftsland zu verlassen, 
beispielsweise durch die Erteilung von Visa 
aus humanitären Gründen, die Übernahme 
privater Patenschaften, die Gewährleistung 
des Bildungszugangs für Kinder und die Er-
teilung befristeter Arbeitsgenehmigungen, 
solange eine Anpassung im Herkunftsland 
oder eine Rückkehr dorthin nicht möglich 
ist; 

h) bei der Ermittlung, Entwicklung 
und Verstärkung von Lösungen für Mi-
granten zusammenarbeiten, die aufgrund 
von schleichenden Naturkatastrophen, den 
nachteiligen Auswirkungen des Klimawan-
dels und Umweltzerstörung, beispielsweise 
Wüstenbildung, Landverödung, Dürren 
und Anstieg des Meeresspiegels, gezwungen 
sind, ihr Herkunftsland zu verlassen, 

einschließlich indem in Fällen, in denen 
eine Anpassung im Herkunftsland oder eine 
Rückkehr dorthin nicht möglich ist, Op-
tionen für eine geplante Neuansiedlung 
und Visumerteilung konzipiert werden; 

i) für Migranten auf allen Qualifi kati-
onsniveaus den Zugang zu Verfahren der 
Familienzusammenführung durch geeig-
nete Maßnahmen erleichtern, 

die die Verwirklichung des Rechts auf ein 
Familienleben und das Wohl des Kindes 
fördern, einschließlich durch Überprüfung 
und Neufassung geltender Vorschriften, 
beispielsweise in Bezug auf Einkommen, 
Sprachkenntnisse, Aufenthaltsdauer, Ar-
beitsgenehmigung und Zugang zu sozialer 
Sicherheit und sozialen Diensten; 

j) in Zusammenarbeit mit wissenschaftli-
chen Einrichtungen und anderen relevanten 
Interessenträgern vorhandene Möglichkei-
ten für akademische Mobilität erweitern, 
einschließlich durch bilaterale und multi-
laterale Vereinbarungen, die akademische 
Austausche ermöglichen, wie zum Beispiel 
Stipendien für Studierende und wissen-
schaftliche Fachkräfte, Gastprofessuren, 
gemeinsame Ausbildungsprogramme und 
internationale Forschungsmöglichkeiten. 

Ziel 6: Förderung einer fairen und 
ethisch vertretbaren Rekrutierung von 
Arbeitskräften und Gewährleistung der 
Bedingungen für eine menschenwürdige 
Arbeit 

22. Wir verpfl ichten uns, bestehende 
Rekrutierungsmechanismen zu überprü-
fen, um zu gewährleisten, dass sie fair und 
ethisch vertretbar sind, und alle Arbeits-
migranten vor allen Formen von Ausbeu-
tung und Missbrauch zu schützen, um eine 
menschenwürdige Arbeit zu garantieren 
und den sozioökonomischen Beitrag von 
Migranten sowohl in ihren Herkunfts- als 
auch in ihren Zielländern zu maximieren. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Unterzeichnung und Ratifi kation 
der einschlägigen internationalen Überein-
künfte betreff end internationale Arbeitsmi-
gration, Arbeitsrechte, menschenwürdige 
Arbeit und Zwangsarbeit sowie den Beitritt 
zu diesen Übereinkünften und ihre Durch-
führung fördern; 

b) auf bestehenden bilateralen, sub-
regionalen und regionalen Plattformen 
aufbauen, die Hindernisse für die Arbeits-
kräftemobilität überwunden und bewähr-
te Verfahren in diesem Bereich aufgezeigt 
haben, indem ein regionenübergreifender 
Dialog gefördert wird, um dieses Wissen 
weiterzugeben und um die volle Achtung 
der Menschen- und Arbeitsrechte von Ar-
beitsmigranten auf allen Qualifi kationsni-
veaus, einschließlich Hausangestellter mit 
Migrationshintergrund, zu fördern; 

c) die Vorschriften betreff end öff entliche 
und private Vermittler von Arbeitskräften 
verbessern, um sie mit internationalen 
Richtlinien und bewährten Verfahren in 
Einklang zu bringen, und Vermittlern und 
Arbeitgebern verbieten, Arbeitsmigranten 
Vermittlungsgebühren oder ähnliche Ko-
sten in Rechnung zu stellen oder auf sie 
zu verlagern, mit dem Ziel, Schuldknecht-
schaft, Ausbeutung und Zwangsarbeit zu 
verhindern, einschließlich durch die Schaf-
fung verbindlicher, durchsetzbarer Mecha-
nismen für eine wirksame Regulierung und 
Überwachung der Vermittlungsbranche; 

d) mit allen relevanten Interessenträgern, 
einschließlich Arbeitgebern, Arbeitsmigran-
tenorganisationen und Gewerkschaften, 
Partnerschaften bilden, um sicherzustellen, 
dass Arbeitsmigranten schriftliche Verträge 
erhalten und in einer ihnen verständlichen 
Sprache über die darin enthaltenen Bestim-
mungen, die Vorschriften in Bezug auf die 
internationale Rekrutierung von Arbeits-
kräften und die Beschäftigung im Zielland, 
ihre Rechte und Pfl ichten sowie über ihre 
Zugangsmöglichkeiten zu wirksamen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsmechanismen 
aufgeklärt werden; 

e) innerstaatliche Rechtsvorschriften 
zur Bestrafung von Menschenrechts- und 
Arbeitsrechtsverletzungen, insbesondere 
in Fällen von Zwangs- und Kinderarbeit, 
erlassen und umsetzen und in Zusammen-
arbeit mit dem Privatsektor, einschließlich 
Arbeitgebern, Arbeitskräftevermittlern, 
Subunternehmern und Lieferanten, Part-
nerschaften aufbauen, die menschenwürdi-
ge Arbeitsbedingungen fördern, Missbrauch 
und Ausbeutung verhindern und sicherstel-
len, dass die Rollen und Verantwortlich-
keiten innerhalb der Rekrutierungs- und 
Beschäftigungsprozesse klar umrissen sind, 
wodurch die Transparenz der Lieferkette 
erhöht wird; 

f ) die Durchsetzung von Normen und 
Grundsätzen für eine faire und ethisch ver-
tretbare Rekrutierung von Arbeitskräften 
und menschenwürdige Arbeit verstärken 
und zu diesem Zweck die Fähigkeit von Ar-
beitsaufsichtsund anderen Behörden verbes-
sern, Arbeitskräftevermittler, Arbeitgeber 
und Dienstleister in allen Sektoren besser 
zu überwachen, und so sicherstellen, dass 
die internationalen Menschenrechts- und 
Arbeitsrechtsnormen eingehalten werden, 
um alle Formen der Ausbeutung, Sklaverei, 
Knechtschaft und Zwangs-, Pfl icht- oder 
Kinderarbeit zu verhindern; 

g) Prozesse der Arbeitsmigration und 
einer fairen und ethisch vertretbaren Re-
krutierung entwickeln und verstärken, die 
es Migranten ermöglichen, mit minimalem 
Verwaltungsaufwand den Arbeitgeber zu 
wechseln und die Bedingungen oder die 
Dauer ihres Aufenthalts zu ändern, und 
dabei gleichzeitig mehr Chancen auf men-
schenwürdige Arbeit und die Achtung der 
internationalen Menschenrechts- und Ar-
beitsrechtsnormen fördern; 

h) Maßnahmen ergreifen, die die Ein-
ziehung oder ohne Einwilligung erfolgende 
Einbehaltung von Arbeitsverträgen und 
Reise- oder Ausweisdokumenten von Mi-
granten verbieten, um Missbrauch, alle 
Formen von Ausbeutung, Zwangs-, Pfl icht- 
und Kinderarbeit, Erpressung und andere 
Situationen der Abhängigkeit zu verhindern 
und Migranten zu ermöglichen, ihre Men-
schenrechte in vollem Umfang auszuüben; 

i) Arbeitsmigranten, die einer bezahlten 
und vertragsgemäßen Arbeit nachgehen, 
dieselben Arbeitsrechte und denselben Ar-
beitsschutz gewährleisten, die allen Arbeits-

kräften im jeweiligen Sektor gewährt wer-
den, beispielsweise das Recht auf gerechte 
und befriedigende Arbeitsbedingungen, auf 
gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit, 
auf Versammlungs- und Vereinigungsfrei-
heit zu friedlichen Zwecken und auf das 
erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
geistiger Gesundheit, einschließlich durch 
Lohnschutzmechanismen, sozialen Dialog 
und Mitgliedschaft in Gewerkschaften; 

j) sicherstellen, dass Migranten, die in 
der informellen Wirtschaft arbeiten, bei 
Ausbeutung, Missbrauch oder Verletzung 
ihrer Rechte am Arbeitsplatz einen sicheren 
Zugang zu wirksamen Anzeige-, Beschwer-
de- und Rechtsbehelfsmechanismen haben, 
ohne dass diejenigen von ihnen, die solche 
Vorkommnisse anprangern, in eine noch 
prekärere Situation geraten, und dass sie 
an den jeweiligen Rechtsverfahren, sei es 
im Herkunftsoder im Zielland, teilnehmen 
können; 

k) die einschlägigen nationalen Arbeits-
gesetze und beschäftigungspolitischen Stra-
tegien und Programme überprüfen, um 
sicherzustellen, dass sie den besonderen 
Bedürfnissen und Beiträgen von Arbeits-
migrantinnen Rechnung tragen, insbeson-
dere denjenigen, die als Hausangestellte 
arbeiten oder Tätigkeiten nachgehen, die 
eine geringe Qualifi kation erfordern, und 
gezielte Maßnahmen ergreifen, um alle 
Formen von Ausbeutung und Missbrauch, 
einschließlich sexueller und geschlechtsspe-
zifi scher Gewalt, zu verhindern, zu melden, 
zu bekämpfen und wirksame Rechtsbehelfe 
dagegen zu schaff en, als Grundlage für die 
Förderung einer geschlechtersensiblen Po-
litik zur Arbeitskräftemobilität; 

l) nationale Richtlinien und Programme 
betreff end die internationale Arbeitskräfte-
mobilität entwickeln und verbessern und 
dabei die einschlägigen Empfehlungen der 
von der IAO herausgegebenen General 
Principles and Operational Guidelines for 
Fair Recruitment (Allgemeine Grundsätze 
und operative Leitlinien für faire Rekrutie-
rung), der Leitprinzipien der Vereinten Na-
tionen für Wirtschaft und Menschenrechte 
und des Internationalen Systems für Inte-
grität bei der Rekrutierung (International 
Recruitment Integrity System, IRIS) der 
IOM zu berücksichtigen. 

Ziel 7: Bewältigung und Minderung 
prekärer Situationen im Rahmen von 
Migration 

23. Wir verpfl ichten uns, auf die Be-
dürfnisse von Migranten einzugehen, die 
sich aufgrund der Bedingungen, unter 
denen sie unterwegs sind oder mit denen 
sie im Herkunfts-, Transit- oder Zielland 
konfrontiert sind, in prekären Situationen 
befi nden können, und sie zu diesem Zweck 
im Einklang mit unseren völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zu unterstützen und 
ihre Menschenrechte zu schützen. Wir 
verpfl ichten uns ferner, in Situationen, 
in denen Kinder betroff en sind, jederzeit 
das Wohl des Kindes als vorrangigen Ge-
sichtspunkt zu wahren und im Umgang mit 
prekären Situationen einen geschlechtersen-
siblen Ansatz anzuwenden, einschließlich 
bei Antwortmaßnahmen auf gemischte 
Flucht- und Migrationsbewegungen. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) einschlägige Richtlinien und Verfah-
rensweisen überprüfen, um sicherzustel-
len, dass sie Migranten nicht in prekäre 
Situationen bringen oder solche Situationen 

Bei Katastrophen zu helfen ist selbstver-
ständlich. Doch wann ist jemand „gezwun-
gen“, aus Umweltgründen auszuwandern? 
Wenn die Ernte nicht mehr stimmt? 

Seit dem 1. August dürfen pro Monat bis zu 
1.000 Angehörige von Flüchtlingen mit ein-
geschränktem Schutzstatus nach Deutsch-
land einreisen. Der Pakt will den „Zugang zu 
Verfahren der Familienzusammenführung 
erleichtern“. Paßt das mit der in Deutsch-
land gedeckelten Zahl zusammen?
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verschärfen oder unabsichtlich verstärken, 
unter anderem indem ein menschenrechts-
basierter, geschlechter- und behinderten-
sensibler sowie alters- und kindergerechter 
Ansatz verfolgt wird; 

b) umfassende Regelungen treff en und 
Partnerschaften entwickeln, die Migranten 
in einer prekären Situation ungeachtet ihres 
Migrationsstatus in allen Phasen der Mi-
gration notwendige Unterstützung geben, 
durch Identifi zierung und Hilfestellung 
sowie Schutz ihrer Menschenrechte, ins-
besondere in Fällen im Zusammenhang 
mit gefährdeten Frauen, Kindern, insbe-
sondere unbegleiteten und von ihrer Fa-
milie getrennten Kindern, Angehörigen 
ethnischer und religiöser Minderheiten, 
Opfern von Gewalt, einschließlich sexueller 
und geschlechtsspezifi scher Gewalt, älteren 
Menschen, Menschen mit Behinderungen, 
Menschen, die aus irgendeinem Grund dis-
kriminiert werden, Angehörigen indigener 
Völker, Arbeitskräften, die Ausbeutung und 
Missbrauch ausgesetzt sind, Hausangestell-
ten, Opfern von Menschenhandel und Mi-
granten, die im Kontext von Migranten-
schleusung Ausbeutung und Missbrauch 
ausgesetzt sind; 

c) eine geschlechtersensible Migrati-
onspolitik entwickeln, die den besonde-
ren Bedürfnissen und prekären Situatio-
nen migrierender Frauen, Mädchen und 
Jungen Rechnung trägt und Hilfeleistung, 
Gesundheitsversorgung, psychologische 
und sonstige Beratungsdienste sowie 
Zugang zur Justiz und die Bereitstellung 
wirksamer Rechtsbehelfe, insbesondere in 
Fällen sexueller und geschlechtsspezifi scher 
Gewalt, Misshandlung und Ausbeutung, 
einschließen kann; 

d) in Zusammenarbeit mit relevanten 
Interessenträgern, insbesondere dem Pri-
vatsektor, die bestehenden einschlägigen 
Arbeitsgesetze und Arbeitsbedingungen 
überprüfen, um die Gefahren und Miss-
bräuche zu ermitteln und wirksam zu 
bekämpfen, denen Arbeitsmigranten al-
ler Qualifi kationsniveaus am Arbeitsplatz 
ausgesetzt sind, einschließlich derjenigen, 
die Hausangestellte sind und die in der 
informellen Wirtschaft arbeiten; 

e) im Rahmen nationaler Kinderschutz-
systeme Kindermigranten Rechnung tragen 
und zu diesem Zweck robuste Verfahren 
zu ihrem Schutz in relevanten gesetzgebe-
rischen, administrativen und gerichtlichen 
Verfahren und Entscheidungen sowie in 
allen migrationspolitischen Strategien und 
Programmen, die sich auf Kinder auswir-
ken, festlegen, darunter Maßnahmen und 
Leistungen im Bereich des konsularischen 
Schutzes sowie grenzübergreifende Koope-
rationsrahmen, um zu gewährleisten, dass 
der Grundsatz des Kindeswohls angemes-
sen integriert, einheitlich ausgelegt und in 
Abstimmung und Zusammenarbeit mit 
Kinderschutzbehörden angewandt wird; 

f ) unbegleitete und von ihren Famili-
en getrennte Kinder in allen Phasen der 
Migration durch die Festlegung spezieller 
Verfahren zu ihrer Identifi zierung, Wei-
terverweisung, Betreuung und Familien-
zusammenführung schützen und ihnen 
den Zugang zu Gesundheitsversorgung, 
einschließlich im Bereich der psychischen 
Gesundheit, sowie zu Bildung, rechtlicher 
Unterstützung und dem Recht, in Verwal-
tungs- und Gerichtsverfahren gehört zu 
werden, gewährleisten, einschließlich durch 
die zügige Bestellung eines kompetenten 
und unparteiischen Vormunds, als wesentli-
ches Mittel, um den besonderen Verwund-
barkeiten und der Diskriminierung, denen 

sie ausgesetzt sind, zu begegnen, sie vor 
allen Formen von Gewalt zu schützen und 
ihnen zu nachhaltigen Lösungen zu verhel-
fen, die in ihrem besten Interesse liegen; 

g) sicherstellen, dass Migranten in sie 
betreff enden Gerichtsverfahren, einschließ-
lich bei jeder damit zusammenhängenden 
gerichtlichen oder administrativen Anhö-
rung, Zugang zu einer staatlichen oder 
bezahlbaren unabhängigen rechtlichen 
Unterstützung und Vertretung haben, um 
zu gewährleisten, dass alle Migranten über-
all vor dem Gesetz als Person anerkannt 
werden und dass die Rechtsprechung un-
parteiisch und nichtdiskriminierend ist; 

h) zugängliche und zweckdienliche 
Verfahren entwickeln, die den Übergang 
von einem Status zum anderen erleich-
tern und Migranten über ihre Rechte und 
Pfl ichten informieren, um zu vermeiden, 
dass sie im Zielland in einen irregulären 
Status geraten, die Unsicherheit in Bezug 
auf den Status und die damit verbundenen 
Verwundbarkeiten zu mindern sowie indi-
viduelle Statusprüfungen für Migranten zu 
ermöglichen, auch für diejenigen, die ihren 
regulären Status verloren haben, ohne dass 
sie eine willkürliche Ausweisung befürchten 
müssen; 

i) aufbauend auf bestehenden Verfah-
rensweisen Migranten mit irregulärem 
Status auf Einzelfallbasis und mit klaren 
und transparenten Kriterien den Zugang zu 
einer individuellen Prüfung, die zu einem 
regulären Status führen kann, erleichtern, 

insbesondere in Fällen, in denen Kinder, 
Jugendliche und Familien betroff en sind, 
als Option, um prekäre Situationen zu 
mindern sowie Staaten zu ermöglichen, 
sich ein besseres Wissen über die ansässige 
Bevölkerung zu verschaff en; 

j) konkrete Unterstützungsmaßnahmen 
treff en, um sicherzustellen, dass Migranten, 
die in Transit- und Zielländern in Krisen-
situationen geraten sind, Zugang zu kon-
sularischem Schutz und humanitärer Hilfe 
haben, so auch durch Erleichterung der 
grenzübergreifenden und breiteren inter-
nationalen Zusammenarbeit und Berück-
sichtigung von Migrantengruppen bei der 
Krisenvorsorge, bei Notfallmaßnahmen 
und bei der Krisennachsorge; 

k) lokale Behörden und relevante Inter-
essenträger an der Identifi zierung, Weiter-
verweisung und Unterstützung von Mi-
granten, die sich in einer prekären Situation 
befi nden, beteiligen, einschließlich durch 
Vereinbarungen mit nationalen Schutzein-
richtungen und Anbietern von rechtlicher 
Unterstützung und Diensten sowie die In-
anspruchnahme mobiler Einsatzteams, wo 
diese bestehen; 

l) nationale Strategien und Programme 
zur Verbesserung der nationalen Maßnah-
men entwickeln, die den Bedürfnissen von 
Migranten in prekären Situationen Rech-
nung tragen, und dabei die einschlägigen 
Empfehlungen der von der Globalen Grup-
pe für Migrationsfragen herausgegebenen 
Principles and Guidelines, supported by 
practical guidance, on the human rights 
protection of migrants in vulnerable situati-

ons (Grundsätze und Leitlinien, gestützt auf 
praktische Anleitung, über den Schutz der 
Menschenrechte von Migranten in prekären 
Situationen) berücksichtigen.

Ziel 8: Rettung von Menschenleben 
und Festlegung koordinierter internatio-
naler Maßnahmen betreff end vermisste 
Migranten 

24. Wir verpfl ichten uns zur interna-
tionalen Zusammenarbeit mit dem Ziel, 
durch einzelne oder gemeinsame Such- und 
Rettungseinsätze und durch standardisierte 
Sammlung und Austausch einschlägiger 
Informationen Menschenleben zu ret-
ten und den Tod und die Verletzung von 
Migranten zu verhindern, in kollektiver 
Verantwortung für den Schutz des Lebens 
aller Migranten und im Einklang mit dem 
Völkerrecht. Wir verpfl ichten uns ferner, 
die Toten oder Vermissten zu identifi zieren 
und die Kommunikation mit den betrof-
fenen Familien zu erleichtern. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) Verfahren und Vereinbarungen für die 
Suche und Rettung von Migranten erarbei-
ten, deren primäres Ziel es ist, das Recht 
von Migranten auf Leben zu schützen, und 
die das Verbot der Kollektivausweisung auf-
rechterhalten, ordnungsgemäße Verfahren 
und Einzelprüfungen garantieren, Aufnah-
me- und Hilfskapazitäten verbessern und 
sicherstellen, dass die Bereitstellung von 
Hilfe aus rein humanitären Gründen nicht 
als rechtswidrig erachtet wird; 

b) die Auswirkungen migrationsbezo-
gener Politik und Gesetzgebung überprü-
fen, um sicherzustellen, dass diese nicht das 
Risiko des Verschwindens von Migranten 
erhöhen oder hervorrufen, unter anderem 
indem die gefährlichen Migrationsrouten 
ermittelt werden, mit anderen Staaten sowie 
relevanten Interessenträgern und internatio-
nalen Organisationen zusammengearbeitet 
wird, um die kontextuellen Risiken zu er-
kennen, und entsprechende Mechanismen 
zur Verhinderung solcher Situationen und 
zur Reaktion darauf geschaff en werden, mit 
besonderer Aufmerksamkeit auf Kindern, 
insbesondere unbegleiteten oder von ihren 
Familien getrennten Kindern; 

c) Migranten ermöglichen, unverzüglich 
mit ihren Familien Kontakt aufzunehmen 
und ihnen mitzuteilen, dass sie am Leben 
sind, indem ihnen entlang der Routen und 
an ihren Zielorten, einschließlich an Or-
ten, wo sie in Gewahrsam gehalten werden, 
Zugang zu Kommunikationsmitteln sowie 
zu konsularischen Vertretungen, lokalen 
Behörden und Organisationen, die bei der 
Kontaktaufnahme zur Familie Hilfestellung 
leisten können, verschaff t wird, insbeson-
dere in Fällen, in denen unbegleitete oder 
von ihren Familien getrennte Kinder und 
Jugendliche betroff en sind; 

d) grenzüberschreitende Koordinie-
rungskanäle einrichten, einschließlich im 
Wege konsularischer Zusammenarbeit, 
und Kontaktstellen benennen, an die sich 
Familien auf der Suche nach vermissten 
Migranten wenden können, um über den 
Stand der Suche auf dem Laufenden gehal-
ten zu werden, bei gleichzeitiger Wahrung 
des Rechts auf Privatheit und Schutz per-
sonenbezogener Daten; 

e) Daten in Bezug auf Leichen sammeln, 
zentralisieren und systematisieren und die 
Rückverfolgbarkeit nach der Bestattung im 
Einklang mit international anerkannten 
forensischen Standards sicherstellen sowie 

Koordinierungskanäle auf grenzüberschrei-
tender Ebene einrichten, um die Identifi -
zierung der Leichen und die Bereitstellung 
von Informationen für die Familien zu er-
leichtern; 

f ) alles tun, einschließlich durch inter-
nationale Zusammenarbeit, um die sterb-
lichen Überreste von Migranten zu bergen, 
zu identifi zieren und in ihre Herkunfts-
länder zurückzuführen, entsprechend den 
Wünschen der trauernden Familien, und 
im Falle nicht identifi zierter Personen die 
Identifi zierung und nachfolgende Bergung 
der sterblichen Überreste erleichtern, wobei 
wir sicherstellen, dass die Überreste in einer 
würdigen, respektvollen und angemessenen 
Weise behandelt werden. 

Ziel 9: Verstärkung der grenzübergrei-
fenden Bekämpfung der Schleusung von 
Migranten 

25. Wir verpfl ichten uns, die gemein-
samen Anstrengungen zur Prävention und 
Bekämpfung der Schleusung von Migranten 
zu intensivieren, indem wir die Kapazitäten 
und die internationale Zusammenarbeit zur 
Prävention, Untersuchung, strafrechtlichen 
Verfolgung und Bestrafung der Schleusung 
von Migranten verstärken, mit dem Ziel, 
der Strafl osigkeit der Schleusernetzwerke 
ein Ende zu bereiten. Wir verpfl ichten uns 
ferner, zu gewährleisten, dass Migranten 
nicht strafrechtlich dafür verfolgt werden 
können, dass sie Gegenstand der Schleu-
sung waren, ungeachtet einer potenziellen 
strafrechtlichen Verfolgung wegen anderer 
Verstöße gegen nationales Recht. 

Wir verpfl ichten uns außerdem, geschleu-
ste Migranten zu identifi zieren, um ihre 
Menschenrechte zu schützen, und dabei 
die besonderen Bedürfnisse von Frauen 
und Kindern zu berücksichtigen und ins-
besondere diejenigen Migranten, die un-
ter erschwerenden Umständen geschleust 
wurden, zu unterstützen, im Einklang mit 
dem Völkerrecht. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Ratifi kation des Protokolls gegen 
die Schleusung von Migranten auf dem 
Land-, See- und Luftweg zum Überein-
kommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität, den Beitritt zu diesem Protokoll 
und seine Durchführung fördern; 

b) über grenzüberschreitende, regionale 
und bilaterale Mechanismen einschlägige 
Informationen und erkennungsdienstli-
che Daten über Schleuserrouten, Modus 
Operandi und Finanztransaktionen von 
Schleusernetzwerken und die Gefahren, 
denen geschleuste Migranten ausgesetzt 
sind, sowie andere Daten austauschen, um 
die Schleusernetzwerke zu zerschlagen und 
gemeinsame Abwehrmaßnahmen zu ver-
bessern; 

c) geschlechtersensible und kinderge-
rechte Protokolle für die Kooperation ent-
lang der Migrationsrouten erarbeiten, in 
denen Schritt für Schritt Maßnahmen zur 
adäquaten Identifi zierung und Unterstüt-
zung geschleuster Migranten aufgeführt 

Zwar heißt es im Artikel 15c: „Innerhalb 
ihres Hoheitsbereichs dürfen die Staaten 
zwischen regulärem und irregulärem 
Migrationsstatus unterscheiden.“ Doch 
wie weit geht die „individuelle Prüfung“ 
im hier vorliegenden Abschnitt, nach der 
ein irregulärer Status in einen regulären 
umgewandelt werden kann?

Die Forderung könnte den Anreiz erhö-
hen, sich in die Hände von Schleppern zu 
begeben. Vor allem aber bedeutet er de 
facto eine Legalisierung illegaler Einwande-
rung per Schlepper, die nicht erlaubt aber 
stra� rei gestellt wird.



D O K U M E N T A T I O N | 9J U N G E  F R E I H E I T
Nr. 47/18 | 16.  November 2018

sind, im Einklang mit dem Völkerrecht, 
sowie die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit von Strafverfolgungsbehörden und 
Nachrichtendiensten erleichtern, um die 
Schleusung von Migranten zu verhüten und 
zu bekämpfen und so die Strafl osigkeit für 
Schleuser zu beenden und irreguläre Migra-
tion zu verhindern, und dabei gleichzeitig 
sicherstellen, dass bei allen Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Schleusung die Menschen-
rechte in vollem Umfang geachtet werden; 

d) im Einklang mit dem Völkerrecht die 
erforderlichen gesetzgeberischen und son-
stigen Maßnahmen treff en, um die Schleu-
sung von Migranten, wenn vorsätzlich und 
zur Erlangung eines fi nanziellen oder son-
stigen materiellen Vorteils begangen, als 
Straftat zu umschreiben, und für Schleu-
sung von Migranten unter erschwerenden 
Umständen höhere Strafen vorsehen; 

e) einschlägige Politiken und Verfahren 
konzipieren, überprüfen oder ändern, um 
zwischen den Straftatbeständen der Schleu-
sung von Migranten und des Menschen-
handels mittels der korrekten Defi nitionen 
und Anwendung unterschiedlicher Maß-
nahmen gegen diese separaten Verbrechen 
zu unterscheiden, bei gleichzeitiger Aner-
kennung dessen, dass geschleuste Migran-
ten auch Opfer von Menschenhandel wer-
den können und daher geeigneten Schutz 
und Hilfe benötigen; 

f ) in Partnerschaft mit anderen Staaten 
und relevanten Interessenträgern Maßnah-
men zur Prävention der Schleusung von 
Migranten entlang des Migrationszyklus 
ergreifen, unter anderem durch Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Entwicklung, der 
Öff entlichkeitsarbeit, der Justiz sowie der 
Ausbildung und des Aufbaus technischer 
Kapazitäten auf nationaler und regionaler 
Ebene, mit besonderem Augenmerk auf 
den geografi schen Gebieten, in denen die 
irreguläre Migration systematisch ihren 
Ursprung hat. 

Ziel 10: Prävention, Bekämpfung und 
Beseitigung von Menschenhandel im 
Kontext der internationalen Migration 

26. Wir verpfl ichten uns, gesetzge-
berische oder sonstige Maßnahmen zu 
treff en, um Menschenhandel im Kontext 
internationaler Migration zu verhüten, zu 
bekämpfen und zu beseitigen, indem wir 
die Kapazitäten und die internationale 
Zusammenarbeit zur Untersuchung, straf-
rechtlichen Verfolgung und Bestrafung von 
Menschenhandel verstärken, der Nachfrage 
entgegenwirken, die eine zu Menschenhan-
del führende Ausbeutung fördert, und der 
Strafl osigkeit für Menschenhändlernetzwer-
ke ein Ende setzen. Wir verpfl ichten uns 
ferner, die Identifi zierung, den Schutz und 
die Unterstützung von Migranten, die Op-
fer von Menschenhandel geworden sind, zu 
verbessern und dabei Frauen und Kindern 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Ratifi kation des Protokolls zur 
Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung 
des Menschenhandels, insbesondere des 
Frauen- und Kinderhandels, zum Über-
einkommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität, den Beitritt zu diesem Protokoll 
und seine Durchführung fördern; 

b) die Umsetzung des Weltaktionsplans 
der Vereinten Nationen zur Bekämpfung 
des Menschenhandels fördern und bei der 
Ausarbeitung und Umsetzung nationaler 

und regionaler Politiken und Maßnah-
men gegen den Menschenhandel die ein-
schlägigen Empfehlungen des vom Büro 
der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung (UNODC) ent-
wickelten Toolkit to Combat Traffi  cking 
in Persons (Instrumentarium zur Bekämp-
fung des Menschenhandels) und anderer 
einschlägiger Dokumente des UNODC 
berücksichtigen; 

c) die Routen irregulärer Migration, 
die von Menschenhändlernetzwerken zum 
Zweck der Anwerbung und Viktimisierung 
geschleuster oder irregulärer Migranten 
ausgenutzt werden können, überwachen, 
mit dem Ziel, die Zusammenarbeit bei 
der Prävention und Untersuchung von 
Menschenhandel und der strafrechtlichen 
Verfolgung der Tatverantwortlichen sowie 
bei der Identifi zierung, dem Schutz und der 
Unterstützung der Opfer von Menschen-
handel auf bilateraler, regionaler und re-
gionenübergreifender Ebene zu verstärken; 

d) über transnationale und regionale Me-
chanismen einschlägige Informationen und 
nachrichtendienstliche Erkenntnisse aus-
tauschen, einschließlich über den Modus 
Operandi, die Geschäftsmodelle und die 
Bedingungen, die Menschenhändlernetz-
werke antreiben, die Zusammenarbeit zwi-
schen allen zuständigen Akteuren, darunter 
Zentralstellen für Geldwäschemeldungen 
und Finanztransaktionsuntersuchungen 
(„fi nancial intelligence units“), Regulie-
rungsbehörden und Finanzinstitutionen 
verstärken, um die mit Menschenhandel 
zusammenhängenden Finanzströme zu er-
mitteln und zu unterbinden, und die justi-
zielle Zusammenarbeit und Durchsetzung 
verbessern, um Rechenschaft zu gewähr-
leisten und die Strafl osigkeit zu beenden; 

e) Maßnahmen anwenden, die den 
besonderen Verwundbarkeiten von Frau-
en, Männern, Mädchen und Jungen, die 
Menschenhandel und anderen Formen der 
Ausbeutung unterworfen wurden oder da-
von bedroht sind, ungeachtet ihres Migra-
tionsstatus Rechnung tragen, indem ihnen 
der Zugang zur Justiz erleichtert und eine 
sichere Anzeigenerstattung ohne Furcht vor 
Freiheitsentzug, Abschiebung oder Bestra-
fung ermöglicht wird, der Schwerpunkt auf 
Prävention, Identifi zierung, angemessenen 
Schutz und Unterstützung gelegt wird und 
gegen spezifi sche Formen von Missbrauch 
und Ausbeutung vorgegangen wird; 

f ) sicherstellen, dass der Begriff  des Men-
schenhandels, der in den Rechtsvorschrif-
ten, in der Migrationspolitik und -planung 
sowie in der strafrechtlichen Verfolgung 
verwendet wird, der völkerrechtlichen 
Defi nition entspricht, damit zwischen den 
Straftatbeständen des Menschenhandels 
und der Schleusung von Migranten un-
terschieden wird; 

g) die Rechtsvorschriften und einschlägi-
gen Verfahren stärken, um die Strafverfol-
gung von Menschenhändlern zu verbessern, 
Migranten, die Opfer von Menschenhandel 
sind, nicht wegen Straftaten in Verbindung 
mit Menschenhandel zu kriminalisieren 
und sicherzustellen, dass das Opfer einen 
angemessenen Schutz und eine angemes-
sene Unterstützung erhält, an die nicht 
die Bedingung einer Kooperation mit den 
Behörden gegen mutmaßliche Menschen-
händler geknüpft ist; 

h) im Einklang mit dem Völkerrecht 
Migranten, die Opfer von Menschenhan-
del geworden sind, Schutz und Unterstüt-
zung gewähren, beispielsweise in Form von 
Maßnahmen zur körperlichen, seelischen 
und sozialen Genesung sowie Maßnahmen, 

die ihnen in geeigneten Fällen ein vorüber-
gehendes oder dauerhaftes Bleiberecht im 
Zielland gestatten, und ihnen den Zugang 
zur Justiz, einschließlich Wiedergutma-
chung und Entschädigung, ermöglichen; 

i) nationale und lokale Informations-
systeme und Programme zur Sensibilisie-
rung und Aufklärung von Bürgerinnen 
und Bürgern, Arbeitgebern, Beamten und 
Strafverfolgungspersonal einrichten und 
die Kapazitäten zur Erkennung von An-
zeichen von Menschenhandel, wie etwa 
Zwangs-, Pfl icht- oder Kinderarbeit, in 
den Herkunfts-, Transit- und Zielländern 
verstärken; 

j) in Partnerschaft mit relevanten In-
teressenträgern in Kampagnen zur Sensi-
bilisierung von Migranten sowie Migrati-
onswilligen für die Risiken und Gefahren 
des Menschenhandels investieren und sie 
darüber informieren, wie Menschenhan-
delsaktivitäten verhindert und angezeigt 
werden können. 

Ziel 11: Integriertes, sicheres und ko-
ordiniertes Grenzmanagement 

27. Wir verpflichten uns, das Ma-
nagement unserer nationalen Grenzen zu 
koordinieren, die bilaterale und regionale 
Zusammenarbeit zu fördern, die Sicher-
heit der Staaten, Gemeinschaften und 
Migranten zu gewährleisten, sichere und 
reguläre Grenzübertritte zu ermöglichen 
und gleichzeitig irreguläre Migration zu 
verhindern. Wir verpfl ichten uns ferner, 
eine Grenzmanagementpolitik durchzu-
führen, die die nationale Souveränität, die 
Rechtsstaatlichkeit, die völkerrechtlichen 
Verpfl ichtungen und die Menschenrechte 
aller Migranten ungeachtet ihres Migrati-
onsstatus achtet und nichtdiskriminierend, 
geschlechtersensibel und kindergerecht ist. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) unter Berücksichtigung der beson-
deren Situation der Transitländer die 
internationale, regionale und regionen-
übergreifende Zusammenarbeit im Grenz-
management bei der ordnungsgemäßen 
Identifi zierung, der raschen und effi  zienten 
Weiterverweisung, der Unterstützung und 
dem angemessenen Schutz von Migranten 
in prekären Situationen an oder in der Nähe 
von internationalen Grenzen verbessern, 
unter Einhaltung der internationalen Men-
schenrechtsnormen, und zu diesem Zweck 
einen Gesamtregierungsansatz verfolgen, 
gemeinsame grenzübergreifende Trainings 
durchführen und Kapazitätsaufbaumaß-
nahmen fördern; 

b) geeignete Strukturen und Mechanis-
men für ein eff ektives integriertes Grenzma-
nagement schaff en und zu diesem Zweck 
für umfassende und effi  ziente Grenzüber-
trittsverfahren sorgen, einschließlich durch 
Vorabkontrollen ankommender Personen, 
Vorabübermittlung von Passagierinforma-
tionen durch Beförderungsunternehmen 
und Nutzung der Informations- und Kom-
munikationstechnologien, und dabei den 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung wah-
ren, das Recht auf Privatheit achten und 
personenbezogene Daten schützen; 

c) die einschlägigen nationalen Verfahren 
der Grenzkontrolle, der Einzelprüfung und 
der Befragung überprüfen und revidieren, 
um zu gewährleisten, dass die Verfahren 
an internationalen Grenzen ordnungsge-
mäß ablaufen und dass alle Migranten im 
Einklang mit den internationalen Men-
schenrechtsnormen behandelt werden, 

einschließlich in Zusammenarbeit mit 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
und anderen relevanten Interessenträgern; 

d) Vereinbarungen zur technischen Zu-
sammenarbeit erarbeiten, die es Staaten 
ermöglichen, Ressourcen, Ausrüstungen 
und sonstige technische Hilfe zur Stärkung 
des Grenzmanagements anzufordern und 
anzubieten, insbesondere bei Such- und 
Rettungseinsätzen sowie in anderen Not-
fallsituationen; 

e) im Einklang mit dem Völkerrecht 
sicherstellen, dass Kinderschutzbehörden 
unverzüglich informiert und angewiesen 
werden, sich an Verfahren zur Feststellung 
des Kindeswohls zu beteiligen, sobald ein 
unbegleitetes oder von seiner Familie ge-
trenntes Kind eine internationale Grenze 
überschreitet, was die Schulung von Grenz-
beamten im Umgang mit den Rechten des 
Kindes und mit kindergerechten Verfahren 
einschließt, wie etwa Verfahren zur Prä-
vention von Familientrennungen oder zur 
Zusammenführung getrennter Familien; 

f ) die einschlägigen Gesetze und Vor-
schriften überprüfen und revidieren, um 
festzustellen, ob Sanktionen eine geeig-
nete Antwort auf irreguläre Einreise oder 
irregulären Aufenthalt sind, und wenn ja, 
sicherzustellen, dass die Sanktionen ver-
hältnismäßig, ausgewogen und nichtdis-
kriminierend sind 

und in vollem Umfang rechtsstaatlichen 
Verfahren und anderen völkerrechtlichen 
Verpfl ichtungen entsprechen; 

g) die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Nachbarstaaten und 
anderen Staaten im Zusammenhang mit 
der Behandlung von Menschen, die in-
ternationale Grenzen überschreiten oder 
zu überschreiten versuchen, verbessern, 
einschließlich durch Berücksichtigung 
der einschlägigen Empfehlungen der vom 
Hohen Kommissariat der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte herausgegebenen 
Recommended Principles and Guidelines 
on Human Rights at International Borders 
(Empfohlene Grundsätze und Leitlinien 
zu Menschenrechten an internationalen 
Grenzen) bei der Ermittlung bewährter 
Verfahren.

 
Ziel 12: Stärkung der Rechtssicherheit 

und Planbarkeit bei Migrationsverfahren 
zur Gewährleistung einer angemessenen 
Prüfung, Bewertung und Weiterverwei-
sung 

28. Wir verpfl ichten uns, im Einklang 
mit dem Völkerrecht die Rechtssicherheit 
und Planbarkeit der Migrationsverfahren 
zu erhöhen, indem wir eff ektive und men-
schenrechtsbasierte Mechanismen für die 
adäquate und zeitnahe Prüfung und Einzel-
beurteilung aller Migranten entwickeln und 
stärken, zu dem Zweck, geeignete Weiter-
verweisungsverfahren festzulegen und den 
Zugang zu ihnen zu erleichtern. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die Transparenz von Migrationsverfah-
ren und den Zugang zu ihnen verbessern 

Wenn eine illegale Einwanderung keine 
Sanktionen nach sich ziehen soll – weshalb 
überhaupt noch zwischen illegaler und 
legaler Migration unterscheiden? Dazu 
bleibt die Formulierung auch in diesem Fall 
schwammig: Kann nicht jede Sanktion als 
diskriminierend ausgelegt werden?
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und zu diesem Zweck über die Vorausset-
zungen für Einreise, Aufnahme, Aufenthalt, 
Arbeit, Studium oder andere Tätigkeiten 
informieren und Technologien zur Vereinfa-
chung der Antragsverfahren einführen, um 
unnötige Verzögerungen und Kosten für 
die Staaten und Migranten zu vermeiden; 

b) intraregionale und regionenüber-
greifende menschenrechtsbasierte und 
traumasensible Spezialausbildungen für 
Ersthelfer und Beamte entwickeln und 
durchführen, einschließlich für Strafver-
folgungsbehörden, Grenzbeamte, konsu-
larische Vertretungen und Justizbehörden, 
um die Identifi zierung und Weiterleitung 
sowie die angemessene Unterstützung und 
kultursensible Beratung von Opfern von 
Menschenhandel, Migranten in prekären 
Situationen, einschließlich Kindern, insbe-
sondere unbegleiteten und von ihren Fami-
lien getrennten Kindern, sowie von Perso-
nen, die von irgendeiner Form von Ausbeu-
tung und Missbrauch im Zusammenhang 
mit der Schleusung von Migranten unter 
erschwerenden Umständen betroff en sind, 
zu erleichtern und vereinheitlichen; 

c) geschlechtersensible und kinderge-
rechte Weiterverweisungsmechanismen 
einrichten, einschließlich verbesserter Prüf-
maßnahmen und Einzelbeurteilungen an 
den Grenzen und ersten Ankunftsorten, 
und dabei standardisierte Verfahren an-
wenden, die in Abstimmung mit lokalen 
Behörden, nationalen Menschenrechtsin-
stitutionen, internationalen Organisatio-
nen und der Zivilgesellschaft entwickelt 
wurden; 

d) sicherstellen, dass die Identität von 
Kindermigranten am ersten Ankunftsort 
in Transit- und Zielländern unverzüglich 
festgestellt wird und unbegleitete oder von 
ihren Familien getrennte Kinder zügig an 
Kinderschutzbehörden und andere zustän-
dige Stellen weiterverwiesen werden und 
einen kompetenten und unparteiischen 
Vormund zugewiesen bekommen, dass die 
Einheit der Familie geschützt wird und dass 
jede Person, die rechtmäßig behauptet, ein 
Kind zu sein, als solches behandelt wird, 
es sei denn, eine multidisziplinäre, unab-
hängige und kindergerechte Altersprüfung 
kommt zu einem anderen Schluss; 

e) sicherstellen, dass im Kontext ge-
mischter Flucht- und Migrationsbewe-
gungen einschlägige Informationen über 
Rechte und Pfl ichten gemäß der innerstaat-
lichen Gesetze und Verfahren, einschließ-
lich über Einreiseund Aufenthaltsbedin-
gungen, verfügbare Formen des Schutzes 
sowie Möglichkeiten der Rückkehr und 
Wiedereingliederung, auf angemessene, 
schnelle und wirksame Weise vermittelt 
werden und zugänglich sind. 

Ziel 13: Freiheitsentziehung bei Mi-
granten nur als letztes Mittel und Bemü-
hung um Alternativen 

29. Wir verpfl ichten uns, zu gewähr-
leisten, dass jegliche Freiheitsentziehung 
im Kontext der internationalen Migration 
einem rechtsstaatlichen Verfahren folgt, 
nicht willkürlich ist, auf der Grundlage 
des Gesetzes, der Notwendigkeit, der Ver-
hältnismäßigkeit und einer Einzelprüfung 
erfolgt, von entsprechend befugtem Perso-
nal vorgenommen wird und von möglichst 
kurzer Dauer ist, ungeachtet dessen, ob 
die Freiheitsentziehung bei der Einreise, 
beim Transit oder beim Rückkehrverfahren 
stattfi ndet und an welchem Ort sie erfolgt. 
Wir verpfl ichten uns ferner, nicht freiheits-
entziehenden Alternativen, die im Einklang 

mit dem Völkerrecht stehen, den Vorzug zu 
geben und einen menschenrechtsbasierten 
Ansatz zu verfolgen, bei dem die Entzie-
hung der Freiheit von Migranten nur als 
letztes Mittel eingesetzt wird. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) mittels bestehender relevanter Men-
schenrechtsmechanismen die unabhängige 
Überwachung der Freiheitsentziehung bei 
Migranten verbessern und dabei gewährlei-
sten, dass sie nur als letztes Mittel eingesetzt 
wird, dass keine Menschenrechtsverletzun-
gen begangen werden und dass Staaten Al-
ternativen zur Freiheitsentziehung fördern, 
umsetzen und ausbauen, vorzugsweise nicht 
freiheitsentziehende Maßnahmen und Re-
gelungen für die Betreuung in der Gemein-
schaft, insbesondere im Falle von Familien 
und Kindern; 

b) ein umfassendes Repositorium zur 
Verbreitung bewährter Verfahrensweisen 
für menschenrechtsbasierte Alternativen 
zur Freiheitsentziehung im Kontext inter-
nationaler Migration aufbauen, so auch in-
dem regelmäßige Austausche und die Ent-
wicklung von Initiativen auf der Grundlage 
erfolgreicher Verfahrensweisen zwischen 
Staaten und relevanten Interessenträgern 
erleichtert werden; 

c) die einschlägige Gesetzgebung, Poli-
tik und Praxis betreff end die Entziehung 
der Freiheit von Migranten überprüfen 
und revidieren, um sicherzustellen, dass 
keine willkürliche Freiheitsentziehung 
stattfi ndet, dass Entscheidungen zur Frei-
heitsentziehung auf der Grundlage des 
Gesetzes erfolgen, verhältnismäßig sind, 
einen rechtmäßigen Zweck erfüllen und 
auf Einzelfallbasis und unter voller Ein-
haltung rechtsstaatlicher Verfahren und 
Verfahrensgarantien erfolgen und dass die 
Freiheitsentziehung weder dem Zweck der 
Abschreckung dient noch als eine Form 
grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung eingesetzt wird, im 
Einklang mit den internationalen Men-
schenrechtsnormen; 

d) allen Migranten, denen in Transit- 
und Zielländern die Freiheit entzogen wird 
oder werden könnte, Zugang zur Justiz 
gewähren, unter anderem indem der Zu-
gang zu einer kostenlosen oder bezahlbaren 
qualifi zierten und unabhängigen Rechts-
beratung und -hilfe sowie der Zugang zu 
Informationen und dem Recht auf ord-
nungsgemäße Prüfung einer Anordnung 
zur Freiheitsentziehung erleichtert werden; 

e) gewährleisten, dass alle in Gewahr-
sam befi ndlichen Migranten in einer ihnen 
verständlichen Sprache eine Begründung 
für den Entzug ihrer Freiheit erhalten, und 
ihnen die Ausübung ihrer Rechte ermög-
lichen, einschließlich des Rechts, unver-
züglich mit der entsprechenden konsula-
rischen oder diplomatischen Vertretung, 
Rechtsvertretern und Familienangehörigen 
zu kommunizieren, im Einklang mit dem 
Völkerrecht und rechtsstaatlichen Verfah-
rensgarantien; 

f ) die negativen und potenziell anhal-
tenden Auswirkungen einer Freiheitsent-
ziehung bei Migranten verringern, indem 
ordnungsgemäße Verfahren und Verhältnis-
mäßigkeit garantiert werden sowie gewähr-
leistet wird, dass die Freiheitsentziehung 
von minimaler Dauer ist, die körperliche 
und geistig-seelische Unversehrtheit ge-
wahrt bleibt und mindestens der Zugang 
zu Nahrung, medizinischer Grundver-
sorgung, rechtlicher Orientierung und 
Unterstützung und Informations- und 

Kommunikationsmöglichkeiten sowie eine 
angemessene Unterbringung gewährleistet 
ist, im Einklang mit den internationalen 
Menschenrechtsnormen; 

g) sicherstellen, dass alle staatlichen 
Behörden und privaten Akteure, die ord-
nungsgemäß befugt sind, Migranten in Ge-
wahrsam zu nehmen und zu halten, dies 
auf eine menschenrechtskonforme Weise 
tun, dass sie in Nichtdiskriminierung und 
Prävention willkürlicher Festnahme und 
Freiheitsentziehung im Kontext interna-
tionaler Migration geschult sind und dass 
sie für Menschenrechtsverletzungen oder 
-übergriff e zur Rechenschaft gezogen wer-
den; 

h) jederzeit die Rechte und das Wohl 
des Kindes ungeachtet seines Migrations-
status schützen und achten und zu diesem 
Zweck sicherstellen, dass eine Reihe gang-
barer Alternativen zur Freiheitsentziehung 
zur Verfügung stehen und genutzt werden 
können, vorzugsweise Regelungen für die 
Betreuung in der Gemeinschaft, die den 
Zugang zu Bildung und Gesundheitsver-
sorgung gewährleisten und das Recht auf 
Familienleben und die Einheit der Familie 
achten, und uns dafür einsetzen, dass die 
Praxis der Freiheitsentziehung bei Kindern 
im Kontext internationaler Migration be-
endet wird. 

Ziel 14: Verbesserung des konsulari-
schen Schutzes und der konsularischen 
Hilfe und Zusammenarbeit im gesamten 
Migrationszyklus 

30. Wir verpfl ichten uns, den konsula-
rischen Schutz und die konsularische Hilfe 
für unsere Staatsangehörigen im Ausland 
sowie die konsularische Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten zu verstärken, um 
die Rechte und Interessen aller Migranten 
zu jeder Zeit besser zu schützen, und auf-
bauend auf den Funktionen konsularischer 
Vertretungen die Interaktionen zwischen 
Migranten und den staatlichen Behörden 
der Herkunfts-, Transit- und Zielländer 
zu verbessern, im Einklang mit dem Völ-
kerrecht. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) dabei zusammenarbeiten, konsulari-
sche Kapazitäten aufzubauen, Konsularbe-
amte zu schulen und Regelungen für die 
kollektive Bereitstellung konsularischer 
Dienste zu fördern, wenn einzelne Staaten 
nicht über die Kapazitäten verfügen, ein-
schließlich durch Bereitstellung technischer 
Hilfe, und bilaterale oder regionale Verein-
barungen zu verschiedenen Aspekten der 
konsularischen Zusammenarbeit erarbeiten; 

b) zuständiges konsularisches Personal 
und Personal von Einwanderungsbehörden 
an bestehenden globalen und regionalen 
Migrationsforen beteiligen, um Informa-
tionen und bewährte Verfahrensweisen in 
Fragen von gegenseitigem Interesse, die sich 
auf im Ausland befi ndliche Bürgerinnen 
und Bürger beziehen, auszutauschen, und 
zur Gestaltung einer umfassenden und auf 
nachweisbaren Fakten beruhenden Migra-
tionspolitik beitragen; 

c) bilaterale oder regionale Abkommen 
schließen über konsularische Hilfe und 
Vertretung an Orten, an denen Staaten 
ein Interesse an einer Stärkung wirksamer 
konsularischer Dienste im Zusammenhang 
mit Migration haben, aber über keine di-
plomatische oder konsularische Präsenz 
verfügen; 

d) die konsularischen Kapazitäten ver-

stärken, um unsere Staatsangehörigen im 
Ausland, die sich in prekären Situationen 
befi nden, zu identifi zieren, zu schützen und 
zu unterstützen, unter anderem von Men-
schenrechtsund Arbeitsrechtsverletzungen 
oder -verstößen Betroff ene, Opfer von 
Verbrechen, Opfer von Menschenhandel, 
Migranten, die unter erschwerenden Um-
ständen geschleust wurden, sowie Arbeits-
migranten, die im Prozess der Rekrutierung 
ausgebeutet wurden, und zu diesem Zweck 
Konsularbeamten menschenrechtsbasierte, 
geschlechtersensible und kindergerechte 
Vorgehensweisen vermitteln; 

e) unseren Staatsangehörigen im Aus-
land die Möglichkeit zur Registrierung im 
Herkunftsland geben, in enger Zusammen-
arbeit mit konsularischen, nationalen und 
lokalen Behörden sowie relevanten Mi-
grantenorganisationen, damit Migranten 
in Notsituationen leichter Informationen, 
Dienste und Hilfestellung erhalten kön-
nen und Zugang zu sachdienlichen und 
aktuellen Informationen haben, zum Bei-
spiel durch die Einrichtung telefonischer 
Beratungsdienste und die Konsolidierung 
nationaler digitaler Datenbanken, wobei 
das Recht auf Privatheit gewahrt und per-
sonenbezogene Daten geschützt werden; 

f ) unseren Staatsangehörigen konsula-
rische Unterstützung leisten, indem wir 
ihnen Rat erteilen, unter anderem im 
Hinblick auf lokale Gesetze und Gebräu-
che, den Umgang mit Behörden, fi nanzi-
elle Inklusion und Geschäftsgründungen, 
und ihnen einschlägige Dokumente wie 
Reiseausweise und konsularische Identi-
tätsausweise ausstellen, die den Zugang 
zu Diensten, Hilfe in Notsituationen, die 
Eröff nung eines Bankkontos und den Zu-
gang zu Rücküberweisungsstellen erleich-
tern können. 

Ziel 15: Gewährleistung des Zugangs 
von Migranten zu Grundleistungen 

31. Wir verpfl ichten uns, sicherzustel-
len, dass alle Migranten ungeachtet ihres 
Migrationsstatus ihre Menschenrechte 
durch einen sicheren Zugang zu Grund-
leistungen wahrnehmen können. 

Wir verpfl ichten uns ferner zur Stärkung 
von Leistungserbringungssystemen, die 
Migranten einschließen, ungeachtet des-
sen, dass Staatsangehörige und reguläre 
Migranten möglicherweise Anspruch auf 
umfassendere Leistungen haben; dabei ist 
sicherzustellen, dass jede unterschiedliche 
Behandlung auf dem Gesetz beruht, ver-
hältnismäßig ist und einen rechtmäßigen 
Zweck verfolgt, im Einklang mit den inter-
nationalen Menschenrechtsnormen. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) Gesetze erlassen und Maßnahmen 
ergreifen, um sicherzustellen, dass bei der 
Erbringung von Leistungen keine Diskri-
minierung von Migranten aufgrund der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der 
Sprache, der Religion, der politischen oder 
sonstigen Überzeugung, der nationalen 
oder sozialen Herkunft, des Vermögens, 
der Geburt, einer Behinderung oder aus 
anderen Gründen stattfi ndet, ungeachtet 

Haben Einwanderer „ungeachtet ihres 
Migrationsstatus“  (Sind hier also auch 
Illegale gemeint?) ein „Menschenrecht“ auf  
„Grundleistungen“? Und was genau soll mit 
„Grundleistungen“ gemeint sein?
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der Fälle, in denen eine unterschiedliche 
Leistungserbringung aufgrund des Migra-
tionsstatus zutreff en kann; 

b) sicherstellen, dass die Zusammen-
arbeit zwischen Leistungserbringern und 
Einwanderungsbehörden nicht die prekäre 
Situation irregulärer Migranten verschärft, 
indem ihr sicherer Zugang zu Grundlei-
stungen beeinträchtigt oder das Menschen-
recht auf Privatheit, Freiheit und Sicherheit 
der Person an Orten der Erbringung von 
Grundleistungen verletzt wird; 

c) ganzheitliche und leicht erreichbare 
Servicestellen auf lokaler Ebene einrichten 
und stärken, die Migranten einschließen, 
einschlägige Informationen über Grund-
leistungen in einer geschlechter- und be-
hindertensensiblen sowie kindergerechten 
Weise bereitstellen und einen sicheren Zu-
gang dazu ermöglichen; 

d) unabhängige Institutionen auf natio-
naler oder lokaler Ebene, wie etwa nationale 
Menschenrechtsorganisationen, zu dem 
Zweck einrichten oder damit beauftragen, 
Beschwerden über Situationen, in denen 
der Zugang von Migranten zu Grundlei-
stungen systematisch verweigert oder be-
hindert wird, entgegenzunehmen, zu un-
tersuchen und zu verfolgen, den Zugang 
zu Rechtsbehelfen zu erleichtern und auf 
eine Änderung in der Praxis hinzuwirken; 

e) den gesundheitlichen Bedürfnissen 
von Migranten im Rahmen der nationalen 
und lokalen Gesundheitspolitik und -pla-
nung Rechnung tragen, indem beispielswei-
se die Kapazitäten für die Leistungserbrin-
gung verstärkt werden, ein bezahlbarer und 
nichtdiskriminierender Zugang gefördert 
wird, Kommunikationshindernisse abge-
baut werden und die Leistungserbringer im 
Gesundheitswesen in kultureller Sensibilität 
geschult werden, um die körperliche und 
geistig-seelische Gesundheit von Migranten 
und Gemeinschaften allgemein zu fördern, 

einschließlich unter Berücksichtigung der 
einschlägigen Empfehlungen des von der 
Weltgesundheitsorganisation entwickelten 
Framework of Priorities and Guiding Prin-
ciples to Promote the Health of Refugees 
and Migrants (Rahmen der Prioritäten und 
Leitprinzipien zur Förderung der Gesund-
heit von Flüchtlingen und Migranten); 

f ) Migranten im Kindes- und Jugend-
alter eine inklusive und gleichberechtigte 
hochwertige Bildung gewährleisten sowie 
den Zugang zu Möglichkeiten des lebens-
langen Lernens erleichtern, so auch indem 
die Kapazitäten der Bildungssysteme ver-
stärkt werden und ein nichtdiskriminieren-
der Zugang zu Programmen der frühkindli-
chen Erziehung, der formalen Schulbildung 
und der informellen Bildung für Kinder, die 
keinen Zugang zum formalen Bildungssy-
stem haben, sowie zu einer Ausbildung am 
Arbeitsplatz, Berufs- und Fachausbildung 
und Sprachunterricht erleichtert wird sowie 
Partnerschaften mit allen Interessenträgern 
gefördert werden, die solche Vorhaben un-
terstützen können. 

Ziel 16: Befähigung von Migranten 
und Gesellschaften zur Verwirklichung 
der vollständigen Inklusion und des so-
zialen Zusammenhalts 

32. Wir verpfl ichten uns, inklusive, von 
sozialem Zusammenhalt geprägte Gesell-
schaften zu fördern, indem wir Migranten 
befähigen, zu aktiven Mitgliedern der Ge-
sellschaft zu werden, und das gegenseitige 
Engagement der Aufnahmegesellschaft 
und der Migranten bei der Ausübung ihrer 
Rechte und Pfl ichten zueinander fördern, 
einschließlich der Einhaltung der inner-
staatlichen Gesetze und der Achtung der 
Gebräuche des Ziellandes. Wir verpfl ich-
ten uns ferner, das Wohlergehen aller Mit-
glieder der Gesellschaft zu stärken, indem 
wir Ungleichheiten so weit wie möglich 
verringern, Polarisierung vermeiden und 
das Vertrauen der Öff entlichkeit in die 
Migrationspolitik und die mit Migration 
befassten Institutionen stärken, 

entsprechend der Erkenntnis, dass vollstän-
dig integrierte Migranten besser in der Lage 
sind, zum Wohlstand beizutragen. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) den gegenseitigen Respekt für die Kul-
tur, die Traditionen und die Gebräuche der 
Zielgesellschaft und der Migranten fördern 
und zu diesem Zweck bewährte Verfahrens-
weisen im Bereich von Integrationspolitik, 
-programmen und -tätigkeiten, einschließ-
lich Wegen zur Förderung der Akzeptanz 
von Vielfalt und der Erleichterung von 
sozialem Zusammenhalt und Inklusion, 
austauschen und umsetzen; 

b) umfassende und bedarfsabhängige 
Programme einrichten, die vor der Ab-
reise und nach der Ankunft über Rechte 
und Pfl ichten informieren, grundlegende 
Sprachkenntnisse vermitteln sowie eine 
Orientierung über die sozialen Normen 
und Gebräuche im Zielland umfassen 
können; 

c) nationale kurz-, mittel- und lang-
fristige Politikziele zur gesellschaftlichen 
Inklusion von Migranten entwickeln, ins-
besondere zur Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt, Familienzusammenführung, 
Bildung, Nichtdiskriminierung und Ge-
sundheit, einschließlich durch die Förde-
rung von Partnerschaften mit relevanten 
Interessenträgern; 

d) auf inklusive Arbeitsmärkte und eine 
umfassende Teilhabe von Arbeitsmigranten 
in der formellen Wirtschaft hinarbeiten, 
indem der Zugang zu einer menschenwür-
digen Arbeit und Beschäftigung, für die sie 
am besten qualifi ziert sind, erleichtert wird, 
im Einklang mit der Arbeitsmarktnachfrage 
und dem Qualifi kationsangebot auf lokaler 
und nationaler Ebene; 

e) Arbeitsmigrantinnen stärken, indem 
geschlechtsspezifi sche diskriminierende 
Hindernisse für die formelle Beschäftigung 
beseitigt werden, das Recht auf Vereini-
gungsfreiheit gewährleistet wird und der 
Zugang zu Grundleistungen erleichtert 
wird, mit dem Ziel, ihre Führungsfähig-
keiten zu fördern und ihre volle, freie und 
gleichberechtigte Teilhabe in Gesellschaft 
und Wirtschaft zu garantieren; 

f ) auf lokaler Ebene kommunale Zentren 
oder Programme zur Förderung der Teilha-
be von Migranten in der Aufnahmegesell-
schaft einrichten, in denen sich Migranten, 

Mitglieder der örtlichen Gemeinschaft, 
Diasporaorganisationen, Migrantenver-
bände und lokale Behörden an einem 
interkulturellen Dialog, dem Austausch 
von Geschichten, Mentorenprogrammen 
und der Entwicklung geschäftlicher Bezie-
hungen beteiligen, die die Integrationser-
gebnisse verbessern und den gegenseitigen 
Respekt fördern; 

g) aus den Fertigkeiten und kulturellen 
und sprachlichen Kenntnissen von Migran-
ten und Aufnahmegemeinschaften Nutzen 
ziehen, indem Programme der Peer-to-Peer-
Ausbildung und geschlechtersensible, be-
rufsausbildende und der bürgerschaftlichen 
Integration dienende Kurse und Workshops 
entwickelt und gefördert werden; 

h) multikulturelle Aktivitäten durch 
Sport, Musik, Kunst, kulinarische Feste, 
ehrenamtliches Engagement und andere 
soziale Veranstaltungen unterstützen, die 
das gegenseitige Verständnis und die Wert-
schätzung der Kulturen von Migranten und 
Zielgesellschaften fördern; 

i) ein schulisches Umfeld fördern, in 
dem Kindermigranten sich wohlfühlen 
und sicher sind und das ihre Bestrebun-
gen unterstützt, und zu diesem Zweck die 
Beziehungen innerhalb der schulischen 
Gemeinschaft verbessern, faktengestützte 
Informationen über Migration in die Lehr-
pläne aufnehmen und für Schulen mit einer 
hohen Konzentration von Kindermigranten 
gezielte Mittel für Integrationsaktivitäten 
bereitstellen, um die Achtung von Vielfalt 
und Inklusion zu fördern und alle Formen 
der Diskriminierung, einschließlich Rassis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz, 
zu verhüten. 

Ziel 17: Beseitigung aller Formen der 
Diskriminierung und Förderung eines 
auf nachweisbaren Fakten beruhenden 
öff entlichen Diskurses zur Gestaltung 
der Wahrnehmung von Migration 

33. Wir verpfl ichten uns, im Einklang 
mit den internationalen Menschenrechts-
normen alle Formen der Diskriminierung 
zu beseitigen und Äußerungen, Handlun-
gen und Ausprägungen von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Gewalt, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängen-
der Intoleranz gegenüber allen Migranten 
zu verurteilen und zu bekämpfen. Wir ver-
pfl ichten uns ferner, in Partnerschaft mit 
allen Teilen der Gesellschaft einen off enen 
und auf nachweisbaren Fakten beruhen-
den öff entlichen Diskurs zu fördern, der 
zu einer realistischeren, humaneren und 
konstruktiveren Wahrnehmung von Mi-
gration und Migranten führt. 

Wir verpfl ichten uns außerdem, im Ein-
klang mit dem Völkerrecht das Recht der 
freien Meinungsäußerung zu schützen, in 

der Erkenntnis, dass eine off ene und freie 
Debatte zu einem umfassenden Verständ-
nis aller Aspekte der Migration beiträgt. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) Rechtsvorschriften erlassen, umsetzen 
oder aufrechterhalten, die Hassstraftaten 
und schwerere Hassstraftaten, die sich ge-
gen Migranten richten, unter Strafe stellen, 

und Strafverfolgungs- und andere Beamte 
darin schulen, solche Straftaten und ande-
re Gewalttaten, die sich gegen Migranten 
richten, zu erkennen, zu verhindern und 
darauf zu reagieren sowie den Opfern me-
dizinische, rechtliche und psychosoziale 
Hilfe zu leisten; 

b) Migranten und Gemeinschaften be-
fähigen, jede Aufstachelung zu Gewalt ge-
gen Migranten anzuzeigen, indem sie über 
vorhandene Rechtsbehelfsmechanismen 
informiert werden, und sicherstellen, dass 
diejenigen, die sich aktiv an der Begehung 
einer Hassstraftat gegen Migranten beteili-
gen, im Einklang mit den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften zur Rechenschaft ge-
zogen werden, wobei die internationalen 
Menschenrechtsnormen, insbesondere 
das Recht auf freie Meinungsäußerung, 
zu wahren sind; 

c) unter voller Achtung der Medien-
freiheit eine unabhängige, objektive und 
hochwertige Berichterstattung durch die 
Medien, einschließlich Informationen im 
Internet, fördern, unter anderem durch 
Sensibilisierung und Aufklärung von Me-
dienschaff enden hinsichtlich Migrations-
fragen und -begriff en, durch Investitionen 
in ethische Standards der Berichterstattung 
und Werbung und durch Einstellung der 
öff entlichen Finanzierung oder materiellen 
Unterstützung von Medien, die systema-
tisch Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit, 
Rassismus und andere Formen der Diskri-
minierung gegenüber Migranten fördern; 

d) in Partnerschaft mit nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen Mechanismen 
schaff en, um die Behördenpraxis der Er-
stellung von Migrantenprofi len aufgrund 
der Rasse, der Ethnie oder der Religion 
sowie systematische Fälle von Intoleranz, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und allen 
anderen mehrfachen und sich überschnei-
denden Formen der Diskriminierung zu 
verhüten, aufzudecken und zu bekämpfen, 

Schulung in „kultureller Sensibilität“: Wer 
muß sich am Ende anpassen? Und wer, 
außer muslimischen Migranten, fordert 
überhaupt dauernd „kulturelle Sensibilität“ 
ein?

Was bedeutet „Polarisierung vermeiden“? 
Sollen kontroverse Debatten um die 
Migrationspolitik unterbunden werden und 
Kritiker des UN-Migrationspaktes und einer 
Politik o� ener Grenzen ö� entlich diskrimi-
niert werden?

Soll das bedeuten, daß die Bejahung des 
UN-Migrationspaktes und einer Multikultu-
rellen Gesellschaft („Achtung von Vielfalt“) 
Schülern im Unterricht vorgegeben werden 
soll? Wird hier politischer Indoktrination 
Tür und Tor geö� net, wie wir es schon beim 
Thema „Gender Mainstreaming“ erleben?

Erneut springt einem die Frage entgegen: 
Wer de� niert die „nachweisbaren Fakten“? 
Muß dafür womöglich eine Art Zensurbe-
hörde eingeführt werden? Sollen die negati-
ven Aspekte der Einwanderung bewußt 
außen vor bleiben?

Was genau sind „Haßstraftaten“? Das 
deutsche Gesetz kennt den Begri�  nicht. 
Bislang muß „Volksverhetzung“ nachwiesen 
werden. Könnte künftig Kritik an Einwande-
rung, die Forderung nach Abschiebung oder 
Remigration direkt vor den Kadi führen? 

Warum sollten Medienscha� ende über 
Migrationsfragen aufgeklärt werden und 
von wem? Das hört sich nach betreutem 
Denken an. Ist es nicht vielmehr die 
Aufgabe der Journalisten, selbständig über 
Migrationsfragen aufzuklären? Auch die 
angedrohte „Einstellung der ö� entlichen 
Finanzierung“ bei diskriminierenden 
Äußerungen gegenüber Migranten birgt 
Sprengsto� . Diese Formulierung führte 
vor allem in der Schweiz und in Österreich 
zu einer Diskussion darüber, ob nur noch 
Medien mit migrationsfreundlicher Bericht-
erstattung in den Genuß von ö� entlichen 
Fördergeldern kommen.
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einschließlich durch Beobachtung und Ver-
öff entlichung von Trendanalysen, und ei-
nen Zugang zu wirksamen Beschwerdeund 
Rechtsbehelfsmechanismen sicherstellen; 

e) Migranten, insbesondere Migran-
tinnen, Zugang zu nationalen und regio-
nalen Beschwerde- und Rechtsbehelfs-
mechanismen verschaff en, mit dem Ziel, 
die Rechenschaftspfl icht zu fördern und 
staatliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit diskriminierenden Handlungen und 
Bekundungen, die sich gegen Migranten 
und ihre Familien richten, anzugehen; 

f ) Aufklärungskampagnen fördern, die 
an die Gesellschaften in den Herkunfts-, 
Transit- und Zielländern gerichtet sind 
und den Zweck haben, auf der Grundlage 
von Beweisen und Fakten die öff entliche 
Wahrnehmung des positiven Beitrags einer 
sicheren, geordneten und regulären Migra-
tion zu gestalten und Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und die Stigmatisierung aller 
Migranten zu beenden; 

g) Migranten, Führungsverantwortliche 
aus Politik, Religion und Gesellschaft sowie 
Pädagogen und Dienstleister darin einbe-
ziehen, Fälle von Intoleranz, Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und anderen Formen 
der Diskriminierung von Migranten und 
Diasporagemeinschaften aufzudecken und 
zu verhüten und Aktivitäten in lokalen Ge-
meinschaften zur Förderung der gegenseiti-
gen Achtung zu unterstützen, einschließlich 
im Rahmen von Wahlkampagnen. 

Ziel 18: Investition in Aus- und Wei-
terbildung und Erleichterung der gegen-
seitigen Anerkennung von Fertigkeiten, 
Qualifi kationen und Kompetenzen 

34. Wir verpfl ichten uns, in innova-
tive Lösungen zu investieren, die die ge-
genseitige Anerkennung der Fertigkeiten, 
Qualifi kationen und Kompetenzen von 

Arbeitsmigranten auf allen Qualifi kations-
niveaus erleichtern und eine bedarfsorien-
tierte Aus- und Weiterbildung fördern, um 
die Beschäftigungsfähigkeit von Migranten 
auf dem formalen Arbeitsmarkt in den Ziel-
ländern und nach ihrer Rückkehr in die 
Herkunftsländer zu optimieren und eine 
menschenwürdige Arbeit für Arbeitsmi-
granten zu gewährleisten. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) in Zusammenarbeit mit den jeweili-
gen Industrien Standards und Leitlinien für 
die gegenseitige Anerkennung ausländischer 
Qualifi kationsabschlüsse und nicht formal 
erworbener Fertigkeiten in verschiedenen 
Sektoren erarbeiten, 

mit dem Ziel, weltweite Kompatibilität auf 
der Grundlage bestehender Modelle und 
bewährter Verfahrensweisen zu gewährlei-
sten; 

b) die Transparenz der Zertifi zierungen 
und die Kompatibilität nationaler Quali-
fi kationsrahmen fördern, indem einheit-
liche Kriterien, Indikatoren und Bewer-
tungsparameter vereinbart und nationale 
Instrumente, Register oder Institutionen 
zur Erstellung von Qualifi kationsprofi -
len geschaff en und gestärkt werden, um 
wirksame und effi  ziente Verfahren für die 
gegenseitige Anerkennung auf allen Qua-
lifi kationsniveaus zu erleichtern; 

c) bilaterale, regionale oder multilaterale 
Vereinbarungen zur gegenseitigen Anerken-
nung schließen oder in andere Vereinbarun-
gen, etwa in Vereinbarungen zur Arbeits-
kräftemobilität oder Handelsabkommen, 
Anerkennungsklauseln aufnehmen, um 
Gleichwertigkeit oder Vergleichbarkeit in 
nationalen Systemen herzustellen, zum Bei-
spiel durch automatische oder gesteuerte 
Mechanismen zur gegenseitigen Anerken-
nung; 

d) Technologie und Digitalisierung ein-
setzen, um Fertigkeiten auf der Grundla-
ge formaler Zeugnisse sowie nicht formal 
erworbene Kompetenzen und Berufser-
fahrung auf allen Qualifi kationsniveaus 
umfassender zu bewerten und gegenseitig 
anzuerkennen; 

e) globale Kompetenzpartnerschaften 
zwischen Ländern aufbauen, die die Aus-
bildungskapazitäten der nationalen Be-
hörden und relevanten Interessenträger, 
einschließlich des Privatsektors und der 
Gewerkschaften, stärken und die Aus- und 
Weiterbildung von Arbeitskräften in den 
Herkunftsländern und von Migranten in 
den Zielländern fördern, mit dem Ziel, die 
Auszubildenden für eine Beschäftigung auf 
den Arbeitsmärkten aller teilnehmenden 
Länder zu qualifi zieren; 

f ) interinstitutionelle Netzwerke und 
Kooperationsprogramme für Partner-
schaften zwischen dem Privatsektor und 
Bildungseinrichtungen in den Herkunfts- 
und Zielländern fördern, um Migranten, 
Gemeinwesen und teilnehmenden Part-
nern wechselseitig nutzbringende Mög-
lichkeiten der Aus- und Weiterbildung zu 
eröff nen, einschließlich auf der Grundlage 
der bewährten Verfahren des im Rahmen 
des Globalen Forums für Migration und 
Entwicklung entwickelten Business Me-

chanism (Mechanismus zur Einbindung 
der Wirtschaft); 

g) in Zusammenarbeit mit relevanten 
Interessenträgern bilaterale Partnerschaften 
eingehen und Programme durchführen, 
die die Vermittlung und Verbreitung von 
Fertigkeiten und die berufl iche Mobilität 
fördern, zum Beispiel Studienaustausch-
programme, Stipendien, berufl iche Aus-
tauschprogramme und Praktikanten- oder 
Auszubildendenprogramme, die den daran 
Teilnehmenden nach erfolgreichem Ab-
schluss Möglichkeiten eröff nen, eine Be-
schäftigung zu suchen und sich unterneh-
merisch zu betätigen; 

h) mit dem Privatsektor und Arbeitge-
bern zusammenarbeiten, um Migranten 
auf allen Qualifi kationsniveaus leicht zu-
gängliche und geschlechtersensible Fern- 
oder Onlineprogramme zur Vermittlung 
und Abstimmung von Qualifi kationen zur 
Verfügung zu stellen, einschließlich einer 
frühzeitigen und berufsspezifi schen Sprach-
ausbildung, Ausbildung am Arbeitsplatz 
und Bereitstellung von Fortbildungspro-
grammen, und so ihre Beschäftigungsfä-
higkeit in Sektoren mit entsprechendem 
Arbeitskräftebedarf auf der Grundlage des 
Wissens der jeweiligen Branche über die 
Arbeitsmarktdynamik zu verbessern und 
insbesondere die wirtschaftliche Selbstbe-
stimmung der Frauen zu stärken; 

i) die Fähigkeit von Arbeitsmigranten 
verbessern, von einem Arbeitsplatz oder 
Arbeitgeber zu einem anderen zu wechseln, 
indem Dokumente zur Anerkennung von 
am Arbeitsplatz oder durch Ausbildung 
erworbenen Fertigkeiten bereitgestellt wer-
den, um den Nutzen der Weiterqualifi zie-
rung zu optimieren; 

j) innovative Methoden zur gegensei-
tigen Anerkennung und zur Bewertung 
formal und informell erworbener Fertigkei-
ten entwickeln und fördern, einschließlich 
durch eine zeitige und ergänzende Ausbil-
dung von Arbeitsuchenden, Mentoring 
und Praktikumsprogramme, um beste-
hende Zeugnisse voll anzuerkennen und 
Befähigungsnachweise zur Validierung neu 
erworbener Fertigkeiten bereitzustellen; 

k) Zeugnisüberprüfungsmechanismen 
einrichten und Migranten darüber infor-
mieren, wie sie ihre Fertigkeiten und Qua-
lifi kationen vor ihrer Abreise bewerten und 
anerkennen lassen können, einschließlich 
in Rekrutierungsverfahren oder frühzeitig 
nach der Ankunft, um die Beschäftigungs-
fähigkeit zu verbessern; 

l) zusammenarbeiten, um in Partner-
schaft mit den relevanten Interessenträgern 
Dokumentations- und Informationsinstru-
mente zu fördern, die einen Überblick über 
die in den Herkunfts-, Transit- und Ziel-
ländern anerkannten Zeugnisse, Fertigkei-
ten und Qualifi kationen einer Arbeitskraft 
geben und so Arbeitgeber in die Lage ver-
setzen, im Rahmen von Bewerbungsver-
fahren die Eignung von Arbeitsmigranten 
einzuschätzen.

 
Ziel 19: Herstellung von Bedingungen, 

unter denen Migranten und Diasporas 
in vollem Umfang zur nachhaltigen Ent-
wicklung in allen Ländern beitragen 
können

 
35. Wir verpfl ichten uns, Migranten 

und Diasporas zu befähigen, einen kata-
lysatorischen Beitrag zur Entwicklung zu 
leisten, und die Vorteile der Migration als 
Quelle für nachhaltige Entwicklung zu nut-
zen, in Bekräftigung dessen, dass Migration 
eine multidimensionale Realität von hoher 

Bedeutung für die nachhaltige Entwicklung 
der Herkunfts-, Transit- und Zielländer ist. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) die vollständige und wirksame Um-
setzung der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung und der Aktionsagenda von 
Addis Abeba sicherstellen, indem die po-
sitiven Auswirkungen von Migration für 
die Verwirklichung aller Ziele für nachhal-
tige Entwicklung befördert und verstärkt 
werden; 

b) den Bereich Migration in die Ent-
wicklungsplanung und Sektorpolitik auf 
lokaler, nationaler, regionaler und globaler 
Ebene integrieren, unter Berücksichtigung 
vorhandener einschlägiger Richtlinien und 
Empfehlungen, wie etwa des von der Glo-
balen Gruppe für Migrationsfragen her-
ausgegebenen Handbuchs Mainstreaming 
Migration into Development Planning: A 
Handbook for Policymakers and Practi-
cioners (Integration der Migration in die 
Entwicklungsplanung: Handbuch für Ver-
antwortliche in Politik und Praxis), um die 
Politikkohärenz und Wirksamkeit der Ent-
wicklungszusammenarbeit zu verstärken; 

c) in die Erforschung der Wirkung in-
vestieren, die von den nichtfi nanziellen 
Beiträgen von Migranten und Diasporas 
zur nachhaltigen Entwicklung in den Her-
kunfts- und Zielländern ausgeht, etwa von 
der Übertragung von Kenntnissen und 
Fertigkeiten, sozialem und bürgerschaft-
lichem Engagement und dem kulturellen 
Austausch, mit dem Ziel, eine faktenge-
stützte Politik zu entwickeln und die glo-
balen Politikdiskussionen zu stärken; 

d) die Beiträge von Migranten und Dia-
sporas zu ihren Herkunftsländern fördern, 
insbesondere durch die Einrichtung oder 
Stärkung staatlicher Strukturen oder Me-
chanismen auf allen Ebenen, zum Beispiel 
für die Diaspora zuständiger Büros oder An-
laufstellen, diasporapolitischer Beiräte für 
Regierungen, um dem Potenzial von Mi-
granten und Diasporas bei der Gestaltung 
der Migrations- und Entwicklungspolitik 
Rechnung zu tragen, und für die Diaspora 
zuständiger Anlaufstellen in diplomatischen 
oder konsularischen Vertretungen; 

e) gezielte Förderprogramme und Fi-
nanzprodukte entwickeln, die Investitionen 
und die unternehmerische Betätigung von 
Migranten und der Diaspora erleichtern, 
unter anderem durch administrative und 
rechtliche Unterstützung bei der Unterneh-
mensgründung, Gewährung von Startkapi-
tal-Zuschüssen, Aufl age von Diaspora- An-
leihen, Diaspora-Entwicklungsfonds und 
Investitionsfonds und die Veranstaltung 
spezieller Handelsmessen; 

f ) leicht zugängliche Informationen 
und Orientierungshilfen bereitstellen, 
einschließlich über digitale Plattformen, 
sowie maßgeschneiderte Mechanismen für 
ein koordiniertes und wirksames fi nanzi-
elles, freiwilliges oder philanthropisches 
Engagement von Migranten und Diasporas, 
insbesondere bei humanitären Notsituatio-
nen in ihren Herkunftsländern, auch unter 
Einbeziehung konsularischer Vertretungen; 

g) die politische Teilhabe und das politi-
sche Engagement von Migranten in ihren 
Herkunftsländern ermöglichen, insbeson-
dere bei Friedens- und Aussöhnungsprozes-
sen, bei Wahlen und politischen Reformen, 
zum Beispiel durch die Einrichtung von 
Wahlregistern für Staatsangehörige im Aus-
land, und durch parlamentarische Vertre-
tung, im Einklang mit den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften; 

Kann unter Verweis auf diese Passage 
künftig unterbunden werden, daß bei der 
polizeilichen Kriminalstatistik Straftaten 
nach Herkunft der Täter sortiert erfaßt und 
ausgewiesen werden, um dann zu verschlei-
ern, wie hoch der Anteil von Migranten an 
Straftaten ist?

Die Ziele der weiter oben genannten 
„Investitionen in ethische Standards der 
Berichterstattung und Werbung“ werden 
hier konkreter. Aufklärungskampagnen 
sollen die „Wahrnehmung gestalten“ – eine 
abenteuerliche Formulierung. Und warum 
soll nur über den „Positiven Beitrag“ von 
Migration informiert werden? Berichte über 
negativen Folgen von Migration und Kritik 
daran sollen o� enbar an den Rand gedrängt 
werden.

Sollen hier alle gesellschaftlichen Gruppen 
zur Schnü� elei und Denunziation von ver-
meintlicher „Diskriminierung von Migran-
ten“ angehalten werden? Sollen staatliche 
Fördermittel ausschließlich an Organisati-
onen gehen, die Migration befürworten? 
Und warum „einschließlich im Rahmen von 
Wahlkampagnen“? Sollen hier einseitig 
Parteien unterstützt werden, die Migration 
befürworten und einwanderungskritische 
Parteien diskriminiert werden?

Entspricht eine Berufsausbildung in Eritrea 
oder Nigeria den Standards einer deutschen 
Lehre? Wie soll die Gleichbehandlung mit 
deutschen Abschlüssen gewährleistet 
werden? 
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h) eine Migrationspolitik fördern, die 
den Nutzen der Diasporas für die Her-
kunfts- und Zielländer und ihre Gemein-
schaften optimiert, indem mit minimalem 
Verwaltungsaufwand flexible Reise-, Ar-
beits- und Investitionsregelungen ermög-
licht werden, einschließlich durch Über-
prüfung und Neufassung von Visums-, 
Aufenthaltsund Staatsangehörigkeitsbe-
stimmungen, soweit angezeigt; 

i) mit anderen Staaten, dem Privatsek-
tor und Arbeitgeberorganisationen zusam-
menarbeiten, um Migranten und Diasporas 
die Möglichkeit zu geben, insbesondere in 
hochgradig technischen und stark nachge-
fragten Bereichen, einen Teil ihrer beruf-
lichen Tätigkeit in ihren Heimatländern 
auszuüben und dort Wissen zu transferie-
ren, ohne dadurch zwangsläufig ihre Be-
schäftigung, ihren Aufenthaltsstatus oder 
ihre Sozialleistungsansprüche zu verlieren; 

j) Partnerschaften zwischen lokalen 
Behörden, lokalen Gemeinschaften, dem 
Privatsektor, Diasporas, Heimatverbänden 
und Migrantenorganisationen aufbauen, 
um den Transfer von Kenntnissen und Fer-
tigkeiten zwischen ihren Herkunfts- und 
Zielländern zu fördern, einschließlich durch 
Erfassung der Diasporas und ihrer Fertig-
keiten, und so die Verbindung zwischen 
den Diasporas und ihren Herkunftsländern 
aufrechtzuerhalten.

 
Ziel 20: Schaffung von Möglichkeiten 

für schnellere, sicherere und kostengün-
stigere Rücküberweisungen und För-
derung der finanziellen Inklusion von 
Migranten

 
36. Wir verpflichten uns, schnellere, 

sicherere und kostengünstigere Rück-
überweisungen zu fördern, indem wir die 
bestehenden förderlichen politischen und 
regulatorischen Rahmenbedingungen, die 
Wettbewerb, Regulierung und Innovation 
auf dem Überweisungsmarkt ermöglichen, 
weiterentwickeln und geschlechtersensible 
Programme und Instrumente bereitstellen, 
die die finanzielle Inklusion von Migran-
ten und ihren Familien fördern. Wir ver-
pflichten uns ferner, die transformative 
Wirkung von Rücküberweisungen auf das 
Wohlergehen von Arbeitsmigranten und 
ihren Familien sowie auf die nachhalti-
ge Entwicklung der Länder zu optimie-
ren, unter Berücksichtigung dessen, dass 
Rücküberweisungen eine wichtige Quelle 
privaten Kapitals darstellen und nicht mit 
anderen internationalen Finanzströmen 
wie ausländischen Direktinvestitionen, öf-
fentlicher Entwicklungshilfe oder anderen 
öffentlichen Quellen der Entwicklungsfi-
nanzierung gleichgesetzt werden können. 

Um diese Verpflichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) einen Fahrplan erstellen, um bis 2030 
im Einklang mit Ziel 10.c der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung die Transak-
tionskosten für Rücküberweisungen von 
Migranten auf weniger als 3 Prozent zu 
senken und Überweisungskorridore mit 
Kosten von über 5 Prozent zu beseitigen; 

b) den von den Vereinten Nationen 
verkündeten Internationalen Tag der Hei-
matüberweisungen an Familienangehörige 
und das vom Internationalen Fonds für 
landwirtschaftliche Entwicklung organisier-
te Globale Forum für Rücküberweisungen, 
Investition und Entwicklung als wichtige 
Plattform zur Bildung und Stärkung von 
Partnerschaften für innovative Lösungen für 
kostengünstigere, schnellere und sicherere 

Rücküberweisungen mit allen relevanten 
Interessenträgern fördern und unterstützen; 

c) die Vorschriften für den Überwei-
sungsmarkt harmonisieren und die Inter-
operabilität der Überweisungsinfrastruktur 
entlang der Korridore verbessern, indem 
sichergestellt wird, dass Maßnahmen zur 
Bekämpfung von illegalen Finanzströmen 
und Geldwäsche die Rücküberweisungen 
von Migranten nicht durch unangemessene, 
exzessive oder diskriminierende Politikvor-
gaben behindern; 

d) politische und regulatorische Rah-
menbedingungen schaffen, die einen wett-
bewerbsfähigen und innovativen Über-
weisungsmarkt fördern, ungerechtfertigte 
Hindernisse für Überweisungsdienstleister, 
die keine Banken sind, beim Zugang zur 
Zahlungsverkehrsinfrastruktur beseitigen, 
Steuerbefreiungen oder -anreize in Bezug 
auf Rücküberweisungen anwenden, den 
Marktzugang für unterschiedliche Dienst-
leister fördern, dem Privatsektor Anreize 
zur Erweiterung des Angebots an Überwei-
sungsdiensten verschaffen und die Sicher-
heit und Planbarkeit von Transaktionen 
mit geringem Wert verbessern, unter Be-
rücksichtigung von Fragen im Zusammen-
hang mit dem Abbau von Risiken, und in 
Konsultation mit Überweisungsdienstlei-
stern und Finanzaufsichtsbehörden eine 
Methodologie zur Unterscheidung von 
Rücküberweisungen und illegalen Geld-
strömen entwickeln; 

e) innovative technologische Lösungen 
für Rücküberweisungen entwickeln, zum 
Beispiel mobile Zahlungen, digitale Instru-
mente oder Online-Banking, um Kosten 
zu senken, die Geschwindigkeit und die 
Sicherheit zu erhöhen, mehr Überweisun-
gen über reguläre Kanäle zu ermöglichen 
und geschlechtersensible Distributionswege 
für unterversorgte Bevölkerungsgruppen zu 
öffnen, insbesondere für Menschen in länd-
lichen Gebieten, Menschen mit niedrigem 
Alphabetisierungsniveau und Menschen 
mit Behinderungen; 

f ) leicht zugängliche Informationen über 
Überweisungskosten nach Dienstleister 
und Überweisungsweg bereitstellen, zum 
Beispiel über Preisvergleich-Websites, um 
die Transparenz und den Wettbewerb auf 
dem Überweisungsmarkt zu erhöhen und 
die finanzielle Kompetenz und Inklusion 
von Migranten und ihren Familien durch 
Ausbildung und Schulung zu fördern; 

g) Programme und Instrumente ent-
wickeln, um Investitionen von Überwei-
sungsabsendern in lokale Entwicklung und 
unternehmerische Tätigkeit in den Her-
kunftsländern zu fördern, zum Beispiel 
durch Beihilfemechanismen, kommunale 
Anleihen und Partnerschaften mit Heimat-
verbänden, mit dem Ziel, das transformati-
ve Potenzial von Rücküberweisungen über 
die einzelnen Haushalte von Arbeitsmi-
granten aller Qualifikationsniveaus hinaus 
zu erhöhen; 

h) Migrantinnen in die Lage versetzen, 
eine finanzielle Allgemeinbildung zu er-
langen, Zugang zu formalen Systemen für 
den Überweisungsverkehr zu erhalten, ein 
Bankkonto zu eröffnen und finanzielle Ver-
mögenswerte, Investitionen und Geschäfte 
zu besitzen und zu lenken, und auf diese 
Weise geschlechtsspezifische Ungleichhei-
ten bekämpfen und die aktive Teilhabe von 
Migrantinnen an der Wirtschaft fördern; 

i) für Migranten, einschließlich einkom-
mensschwacher und von Frauen geführter 
Haushalte, Banklösungen und Finanzin-
strumente bereitstellen und in Zusammen-
arbeit mit dem Bankensektor entwickeln, 

zum Beispiel Bankkonten, die direkte Ein-
zahlungen von Arbeitgebern ermöglichen, 
Sparkonten, Darlehen und Kredite. 

Ziel 21: Zusammenarbeit bei der Er-
möglichung einer sicheren und würde-
vollen Rückkehr und Wiederaufnahme 
sowie einer nachhaltigen Reintegration 

37. Wir verpflichten uns, eine sichere 
und würdevolle Rückkehr und Wiederauf-
nahme zu ermöglichen und diesbezüglich 
zusammenzuarbeiten und ordnungsgemäße 
Verfahren, Einzelprüfungen und effektiven 
Rechtsschutz zu gewährleisten, indem wir 
im Einklang mit unseren internationalen 
menschenrechtlichen Verpflichtungen das 
Verbot der kollektiven Ausweisung und der 
Rückführung von Migranten aufrechter-
halten, wenn eine reale und vorhersehbare 
Gefahr von Tod, Folter und anderer grau-
samer, unmenschlicher und erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe oder anderer 
nicht wiedergutzumachender Schädigung 
besteht. Wir verpflichten uns ferner, zu 
gewährleisten, dass unsere Staatsangehö-
rigen ordnungsgemäß empfangen und 
wiederaufgenommen werden, unter voller 
Achtung des Menschenrechts auf Rückkehr 
in das eigene Land und der Verpflichtung 
der Staaten, ihre eigenen Staatsangehöri-
gen wiederaufzunehmen. Wir verpflichten 
uns außerdem, förderliche Bedingungen 
für persönliche Sicherheit, wirtschaftliche 
Stärkung, Inklusion und sozialen Zusam-
menhalt in Gemeinschaften zu schaffen, 
um sicherzustellen, dass die Reintegration 
von Migranten nach ihrer Rückkehr in ihre 
Herkunftsländer nachhaltig ist. 

Um diese Verpflichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) bilaterale, regionale und multilaterale 
Kooperationsrahmen und -vereinbarun-
gen, einschließlich Wiederaufnahmever-
einbarungen, ausarbeiten und umsetzen, 
die gewährleisten, dass die Rückkehr von 
Migranten in ihr eigenes Land und ihre 
Wiederaufnahme in Sicherheit und Würde 
sowie unter voller Einhaltung der inter-
nationalen Menschenrechtsnormen, ein-
schließlich der Rechte des Kindes, erfolgt, 
und werden zu diesem Zweck klare und 
einvernehmliche Verfahren festlegen, die 
Verfahrensgarantien wahren, Einzelprü-
fungen und Rechtssicherheit gewährleisten, 
und sicherstellen, dass diese Verfahren auch 
Regelungen enthalten, die eine nachhaltige 
Reintegration erleichtern; 

b) geschlechtersensible und kinderge-
rechte Rückkehr- und Reintegrationspro-
gramme fördern, die eine rechtliche, soziale 
und finanzielle Unterstützung umfassen 
können, und gewährleisten, dass jede 
Rückkehr im Rahmen solcher freiwilliger 
Programme tatsächlich auf der Grundlage 
der freien, vorherigen und aufgeklärten 
Einwilligung der Betroffenen erfolgt und 
dass zurückkehrende Migranten bei ihrem 
Reintegrationsprozess durch wirksame Part-
nerschaften unterstützt werden, auch um 
zu verhindern, dass sie nach der Rückkehr 
im Herkunftsland zu Vertriebenen werden; 

c) bei der Feststellung der Identität von 
Staatsangehörigen und der Ausstellung von 
Reisedokumenten für eine sichere und wür-
devolle Rückkehr und Wiederaufnahme 
von Personen, die im Hoheitsgebiet eines 
anderen Staates kein Bleiberecht haben, 
zusammenarbeiten, indem zuverlässige und 
effiziente Instrumente zur Feststellung der 
Identität der eigenen Staatsangehörigen 
geschaffen werden, zum Beispiel durch die 

Aufnahme biometrischer Identifikatoren 
in die Bevölkerungsregister und die Digi-
talisierung von Personenstandsregistern, 
unter voller Achtung des Rechts auf Privat-
heit und des Schutzes personenbezogener 
Daten; 

d) institutionelle Kontakte zwischen den 
konsularischen Behörden und zuständigen 
Beamten der Herkunfts- und Zielländer 
fördern und Migranten vor ihrer Rückkehr 
adäquate konsularische Hilfe leisten, indem 
ihnen der Zugang zu Ausweisen, Reisedo-
kumenten und anderen Diensten erleichtert 
und so Planbarkeit, Sicherheit und Würde 
bei der Rückkehr und Wiederaufnahme 
gewährleistet werden; 

e) sicherstellen, dass die Rückführung 
von Migranten, die im Hoheitsgebiet eines 
anderen Staates kein Bleiberecht haben, in 
Sicherheit und Würde und nach Einzel-
prüfung erfolgt und von den zuständigen 
Behörden im Rahmen einer raschen und 
wirksamen Zusammenarbeit zwischen 
Herkunfts- und Zielländern durchgeführt 
wird und dass dabei alle anwendbaren 
Rechtsbehelfe ausgeschöpft werden kön-
nen, unter Einhaltung der Garantien eines 
ordnungsgemäßen Verfahrens und der an-
deren internationalen menschenrechtlichen 
Verpflichtungen; 

f ) in Partnerschaft mit relevanten In-
teressenträgern nationale Mechanismen 
des Rückkehrmonitorings einrichten oder 
stärken, die unabhängige Empfehlungen 
zu Mitteln und Wegen zur Stärkung der 
Rechenschaftspflicht erteilen, mit dem 
Ziel, die Sicherheit, die Würde und die 
Menschenrechte aller zurückkehrenden 
Migranten zu gewährleisten; 

g) sicherstellen, dass Verfahren zur 
Rückführung und Wiederaufnahme von 
Kindern erst nach Feststellung des Kindes-
wohls durchgeführt werden und dabei dem 
Recht auf Familienleben und die Einheit 
der Familie Rechnung getragen wird und 
dass ein Elternteil, ein Vormund oder eine 
speziell befugte Person das Kind während 
des gesamten Verfahrens begleitet und dafür 
gesorgt ist, dass im Herkunftsland geeignete 
Regelungen für die Aufnahme, Betreuung 
und Reintegration zurückkehrender Kinder 
bestehen; 

h) die nachhaltige Reintegration zurück-
kehrender Migranten in das Leben der Ge-
meinschaft fördern, indem ihnen gleicher 
Zugang zu sozialem Schutz und sozialer 
Versorgung, zur Justiz, zu psychosozialer 
Hilfe und beruflicher Ausbildung, zu Be-
schäftigungsmöglichkeiten und menschen-
würdiger Arbeit verschafft, ihre im Ausland 
erworbenen Fertigkeiten anerkannt und 
ihnen Zugang zu Finanzdienstleistungen 
gegeben werden, um ihr unternehmeri-
sches Können, ihre Fertigkeiten und ihr 
Humankapital als aktive und zur nach-
haltigen Entwicklung im Herkunftsland 
beitragenden Mitglieder der Gesellschaft 
voll zu nutzen; 

i) die Bedürfnisse der Gemeinschaften, 
in die Migranten zurückkehren, ermitteln 
und ihnen Rechnung tragen, indem in na-
tionale und lokale Entwicklungsstrategien, 
die Infrastrukturplanung, Haushaltszuwei-
sungen und andere relevante Politikent-
scheidungen entsprechende Bestimmungen 
aufgenommen werden und mit lokalen Be-
hörden und relevanten Interessenträgern 
zusammengearbeitet wird. 

Ziel 22: Schaffung von Mechanismen 
zur Übertragbarkeit von Sozialversiche-
rungs- und erworbenen Leistungsansprü-
chen 
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38. Wir verpfl ichten uns, Arbeitsmi-
granten aller Qualifi kationsniveaus dabei zu 
helfen, in den Zielländern Zugang zu Sozi-
alschutz zu erhalten und von der Übertrag-
barkeit geltender Sozialversicherungs- und 
erworbener Leistungsansprüche in ihren 
Herkunftsländern oder beim Entschluss 
zur Aufnahme einer Beschäftigung in einem 
anderen Land zu profi tieren. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) im Einklang mit der Empfehlung 
Nr. 202 der IAO betreff end den sozialen 
Basisschutz (2012) nichtdiskriminierende 
innerstaatliche Sozialschutzsysteme, ein-
schließlich sozialer Basisschutzniveaus für 
Staatsangehörige und Migranten, einrich-
ten oder aufrechterhalten; 

b) bilaterale, regionale oder multilaterale 
Gegenseitigkeitsabkommen über die Über-
tragbarkeit der Sozialversicherungs- und 
erworbenen Leistungsansprüche von Ar-
beitsmigranten aller Qualifi kationsniveaus 
schließen, die sich auf die in den jeweiligen 
Staaten geltenden sozialen Basisschutzni-
veaus und die geltenden Sozialversiche-
rungsansprüche und -regelungen wie Ren-
ten, Gesundheitsversorgung oder andere 
erworbene Leistungen beziehen, oder solche 
Regelungen in andere einschlägige Verein-
barungen aufnehmen, etwa zur langfristigen 
und befristeten Arbeitsmigration; 

c) in die nationalen Rahmenwerke zur 
sozialen Sicherheit Bestimmungen zur 
Übertragbarkeit von Ansprüchen und 
erworbenen Leistungen integrieren, An-
laufstellen in den Herkunfts-, Transit- und 
Zielländern benennen, die Migranten die 
Antragstellung auf Übertragung von An-
sprüchen erleichtern, den Schwierigkeiten 
von Frauen und älteren Menschen beim 
Zugang zum Sozialschutz Rechnung tragen 
und spezielle Instrumente schaff en, zum 
Beispiel Sozialfonds für Migranten in den 
Herkunftsländern, die Arbeitsmigranten 
und ihre Familien unterstützen. 

Ziel 23: Stärkung internationaler 
Zusammenarbeit und globaler Partner-
schaften für eine sichere, geordnete und 
reguläre Migration 

39. Wir verpflichten uns, einander 
durch verstärkte internationale Zusam-
menarbeit und eine neu belebte globale 
Partnerschaft bei der Verwirklichung der 
in diesem Globalen Pakt festgelegten Zie-
le und Verpfl ichtungen zu unterstützen, 
wobei wir im Geist der Solidarität die zen-
trale Bedeutung eines umfassenden und 
integrierten Ansatzes für die Erleichterung 
einer sicheren, geordneten und regulären 
Migration bekräftigen und anerkennen, 
dass wir alle Herkunfts-, Transit- und 
Zielländer sind. Wir verpflichten uns 
ferner, gemeinsam zu handeln, um die 
Herausforderungen, die sich jedem Land 
bei der Umsetzung dieses Globalen Paktes 
stellen, zu bewältigen, und unterstreichen 
die spezifi schen Herausforderungen, vor 
denen insbesondere afrikanische Länder, 

am wenigsten entwickelte Länder, Bin-
nenentwicklungsländer, kleine Inselent-
wicklungsländer und Länder mit mittle-
rem Einkommen stehen. Wir verpfl ichten 
uns außerdem, die wechselseitige Wirkung 
zwischen diesem Globalen Pakt und den 
bestehenden internationalen Rechts- und 
Politikrahmen zu fördern, indem wir die 
Umsetzung des Paktes an diesen Rahmen 
ausrichten, insbesondere an der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung sowie 
der Aktionsagenda von Addis Abeba, und 
an ihrer Anerkennung dessen, dass Migra-
tion und nachhaltige Entwicklung mehrdi-
mensional und interdependent sind. 

Um diese Verpfl ichtung zu verwirkli-
chen, werden wir aus den folgenden Maß-
nahmen schöpfen. Wir werden 

a) andere Staaten bei der gemeinsamen 
Umsetzung des Globalen Paktes unter-
stützen, unter anderem durch die Bereit-
stellung fi nanzieller und technischer Hilfe 
im Einklang mit nationalen Prioritäten, 
politischen Richtlinien, Aktionsplänen und 
Strategien, im Rahmen eines Gesamtre-
gierungs- und alle Teile der Gesellschaft 
umfassenden Ansatzes; 

b) die internationale und regionale 
Zusammenarbeit verstärken, um die Um-
setzung der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung in den geografi schen Ge-
bieten, in denen die irreguläre Migration 
aufgrund der konsistenten Auswirkungen 
von Armut, Arbeitslosigkeit, Klimawandel 
und Katastrophen, Ungleichheit, Korrup-
tion, schlechter Regierungsführung und 
anderen strukturellen Faktoren systema-
tisch ihren Ursprung hat, durch geeignete 
Kooperationsrahmen, innovative Partner-
schaften und die Einbeziehung aller rele-
vanten Interessenträger zu beschleunigen, 
bei gleichzeitiger Wahrung der nationalen 
Eigenverantwortung und einer geteilten 
Verantwortung; 

c) die lokalen Behörden bei der Ermitt-
lung des Bedarfs und der Chancen für inter-
nationale Zusammenarbeit zur wirksamen 
Umsetzung des Globalen Paktes einbezie-
hen und unterstützen und ihre Perspektiven 
und Prioritäten in die Entwicklungsstra-
tegien, -programme und -pläne zum Th e-
ma Migration integrieren, um eine gute 
Regierungsführung sowie Politikkohärenz 
quer über die staatlichen Ebenen und Po-
litikbereiche hinweg zu gewährleisten und 
die Eff ektivität und Wirkung der interna-
tionalen Entwicklungszusammenarbeit zu 
maximieren; 

d) den Kapazitätsaufbaumechanismus 
nutzen und auf anderen bestehenden In-
strumenten aufbauen, um die Kapazitäten 
der zuständigen Behörden zu stärken, in-
dem technische, fi nanzielle und personelle 
Ressourcen von Staaten, internationalen 
Finanzinstitutionen, dem Privatsektor, in-
ternationalen Organisationen und anderen 
Quellen mobilisiert werden, mit dem Ziel, 
allen Staaten bei der Erfüllung der in diesem 
Globalen Pakt niedergelegten Verpfl ich-
tungen zu helfen; 

e) im Einklang mit dem Völkerrecht auf 
bilateraler, regionaler oder multilateraler 
Ebene gegenseitig nutzbringende, maßge-
schneiderte und transparente Partnerschaf-
ten schließen, die gezielte Lösungen für 
migrationspolitische Fragen von gemeinsa-
mem Interesse entwickeln und die Chancen 
und Herausforderungen der Migration im 
Einklang mit dem Globalen Pakt angehen.

Umsetzung 

40. Für die wirksame Umsetzung des 

Globalen Paktes benötigen wir konzertierte 
Anstrengungen auf globaler, regionaler, na-
tionaler und lokaler Ebene, einschließlich 
eines kohärenten Systems der Vereinten 
Nationen. 

41. Wir verpfl ichten uns, die im Glo-
balen Pakt niedergelegten Ziele und Ver-
pfl ichtungen im Einklang mit unserer Vi-
sion und unseren Leitprinzipien zu erfüllen 
und zu diesem Zweck auf allen Ebenen 
wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um 
eine in allen Phasen sichere, geordnete und 
reguläre Migration zu ermöglichen. 

Wir werden den Globalen Pakt in unse-
ren eigenen Ländern und auf regionaler und 
globaler Ebene unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen nationalen Realitäten, 
Kapazitäten und Entwicklungsstufen und 
unter Beachtung der nationalen Politiken 
und Prioritäten umsetzen. Wir bekräftigen 
unser Bekenntnis zum Völkerrecht und be-
tonen, dass der Globale Pakt in einer Weise 
umgesetzt werden muss, die mit unseren 
Rechten und Pfl ichten nach dem Völker-
recht im Einklang steht. 

42. Wir werden den Globalen Pakt 
durch eine verstärkte bilaterale, regionale 
und multilaterale Zusammenarbeit und 
eine neu belebte globale Partnerschaft im 
Geist der Solidarität umsetzen. Wir werden 
weiter auf den bestehenden Mechanismen, 
Plattformen und Rahmenwerken aufbau-
en, um allen Dimensionen der Migration 
Rechnung zu tragen. In Anerkennung der 
zentralen Bedeutung der internationalen 
Zusammenarbeit für die wirksame Erfül-
lung der Ziele und Verpfl ichtungen wer-
den wir uns bemühen, unser Engagement 
im Bereich der Nord-Süd-, Süd-Süd- und 
Dreieckskooperation und -hilfe zu verstär-
ken. Unsere diesbezüglichen Kooperations-
bemühungen werden sich an der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung und der 
Aktionsagenda von Addis Abeba ausrichten. 

43. Wir beschließen, aufbauend auf be-
stehenden Initiativen einen Kapazitätsauf-
baumechanismus innerhalb der Vereinten 
Nationen einzurichten, der die Mitglied-
staaten bei der Umsetzung des Globalen 
Paktes unterstützt. Er ermöglicht den 
Mitgliedstaaten, den Vereinten Nationen 
und anderen relevanten Interessenträgern, 
einschließlich des Privatsektors und phil-
anthropischer Stiftungen, auf freiwilliger 
Basis technische, fi nanzielle und personelle 
Ressourcen bereitzustellen, um Kapazitäten 
zu stärken und Multi-Partner-Zusammen-
arbeit zu fördern. Der Kapazitätsaufbau-
mechanismus wird Folgendes umfassen: 

a) eine Verbindungsstelle, die nachfra-
georientierte, maßgeschneiderte und in-
tegrierte Lösungen ermöglicht, indem sie 

i) Ersuchen von Ländern um die Ent-
wicklung von Lösungen prüft und bear-
beitet und diesbezüglich Beratung erteilt; 

ii) die Hauptdurchführungspartner in-
ner- und außerhalb des Systems der Ver-
einten Nationen ermittelt, entsprechend 
den jeweiligen komparativen Vorteilen und 
operativen Kapazitäten; 

iii) das Ersuchen mit ähnlichen Initiati-
ven und Lösungen für einen Peer-to-Peer-
Austausch und eine potenzielle Replizie-
rung verknüpft, soweit vorhanden und 
relevant; 

iv) eff ektive Voraussetzungen für eine 
Umsetzung unter Beteiligung mehrerer 
Organisationen und Interessenträger si-
cherstellt; v) Finanzierungsmöglichkeiten 
aufzeigt, einschließlich durch Initiierung 
des Anschubfonds; 

b) einen Anschubfonds zur Erstfi nan-
zierung projektorientierter Lösungen, der 

i) bei Bedarf Mittel zur Startfi nanzierung 
eines konkreten Projekts bereitstellt; 

ii) andere Finanzierungsquellen ergänzt; 
iii) freiwillige fi nanzielle Beiträge von 

Mitgliedstaaten, den Vereinten Nationen, 
internationalen Finanzinstitutionen und 
anderen Interessenträgern, einschließlich 
des Privatsektors und philanthropischer 
Stiftungen, entgegennimmt; 

c) eine globale Wissensplattform als On-
line-Quelle für frei zugängliche Daten, die 

i) als Repositorium für bestehende nach-
weisbare Fakten, Verfahrensweisen und In-
itiativen dient; 

ii) den Zugang zu Wissen und den Aus-
tausch von Lösungen erleichtert; 

iii) auf der Plattform für Partnerschaf-
ten des Globalen Forums für Migration 
und Entwicklung und anderen relevanten 
Quellen aufbaut. 

44. Wir werden den Globalen Pakt in 
Zusammenarbeit und Partnerschaft mit 
Migranten, der Zivilgesellschaft, Migran-
ten- und Diasporaorganisationen, religi-
ösen Organisationen, lokalen Behörden 
und Gemeinwesen, dem Privatsektor, Ge-
werkschaften, Parlamentsabgeordneten, 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen, 
der Internationalen Rotkreuz und Rothalb-
mondbewegung, der Wissenschaft, den 
Medien und anderen relevanten Interes-
senträgern umsetzen. 

45. Wir begrüßen den Beschluss des Ge-
neralsekretärs zur Schaff ung eines Migrati-
onsnetzwerks der Vereinten Nationen, das 
den Zweck hat, entsprechend den Bedürf-
nissen der Mitgliedstaaten eine wirksame 
und kohärente systemweite Unterstützung 
bei der Umsetzung, einschließlich des Ka-
pazitätsaufbaumechanismus, sowie die 
Weiterverfolgung und Überprüfung der 
Umsetzung des Globalen Paktes sicherzu-
stellen. In dieser Hinsicht stellen wir fest, 
dass 

a) die IOM als Koordinatorin und Sekre-
tariat des Netzwerks fungieren wird; 

b) das Netzwerk den technischen Sach-
verstand und die Erfahrung der einschlä-
gigen Stellen innerhalb des Systems der 
Vereinten Nationen in vollem Umfang 
nutzen wird; 

c) die Arbeit des Netzwerks in vollem 
Einklang mit den bestehenden Koordi-
nierungsmechanismen und der Neuposi-
tionierung des Entwicklungssystems der 
Vereinten Nationen stehen wird. 

46. Wir ersuchen den Generalsekre-
tär, der Generalversammlung unter Nut-
zung des Netzwerks alle zwei Jahre über 
die Umsetzung des Globalen Paktes, die 
diesbezüglichen Tätigkeiten des Systems 

Eine genaue De� nition des Begri� s 
„Sozialschutz“ liefert das Dokument nicht. 
Was ist hier gemeint? Arbeitnehmerrechte 
oder aber Hartz IV – also Einwanderung ins 
Sozialsystem? Zudem: Die Formulierung 
„aller Quali� kationsniveaus“ inkludiert 
Migranten, die keinerlei Quali� kationen 
vorweisen können.

Die Unterschrift unter den Migrationspakt 
sorgt für die Verp� ichtung, alle „niederge-
legten Ziele“ zu erfüllen. Der Sprachge-
brauch weist also typische Merkmale eines 
verbindlichen Vertrags auf. Wenngleich 
im nächsten Satz zurückgerudert wird: 
„Nationale Realitäten, Kapazitäten und 
Entwicklungsstufen“ würden natürlich 
berücksichtigt werden.

„Zivilgesellschaft, Migranten- und Diaspo-
raorganisationen“: Hier werden Lobbyisten 
als Akteure auf Augenhöhe mit den Staaten 
aufgewertet. Sie werden den Pakt bei jeder 
Gelegenheit in ihrem Sinne auslegen und 
für ihre Zwecke  nutzen. 
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der Vereinten Nationen sowie die Funkti-
onsweise der institutionellen Regelungen 
Bericht zu erstatten. 

47. In weiterer Anerkennung der wich-
tigen Rolle der von den Staaten gelenkten 
Prozesse und Plattformen auf globaler und 
regionaler Ebene zur Förderung des inter-
nationalen Dialogs über Migration laden 
wir das Globale Forum für Migration und 
Entwicklung, die regionalen Beratungs-
prozesse und andere globale, regionale und 
subregionale Foren dazu ein, Plattformen 
bereitzustellen, um Erfahrungen über die 
Umsetzung des Globalen Paktes und be-
währte Verfahrensweisen zu Politik und 
Zusammenarbeit auszutauschen sowie in-
novative Ansätze und Multi-Akteur- Part-
nerschaften zu spezifi schen Politikfragen zu 
fördern. Weiterverfolgung und Überprüfung 

48. Wir werden den Stand der Umsetzung 
des Globalen Paktes auf lokaler, nationaler, 
regionaler und globaler Ebene im Rahmen 
der Vereinten Nationen mittels eines von 
den Staaten gelenkten Ansatzes und unter 
Beteiligung aller relevanten Interessenträ-
ger überprüfen. Zur Weiterverfolgung und 
Überprüfung vereinbaren wir zwischenstaat-
liche Maßnahmen, die uns bei der Erfüllung 
unserer Ziele und Verpfl ichtungen unter-
stützen werden. 

49. In der Erwägung, dass das Th ema der 
internationalen Migration ein Forum auf 
globaler Ebene erfordert, über welches die 
Mitgliedstaaten den Stand der Umsetzung 
überprüfen und die Arbeit der Vereinten 
Nationen ausrichten können, beschließen 
wir Folgendes: 

a) Der Dialog auf hoher Ebene über in-

ternationale Migration und Entwicklung, 
der gegenwärtig auf jeder vierten Tagung der 
Generalversammlung stattfi nden soll, wird 
neu ausgerichtet und in „Überprüfungsfo-
rum Internationale Migration“ umbenannt; 

b) das Überprüfungsforum Internatio-
nale Migration fungiert als die primäre 
zwischenstaatliche globale Plattform für die 
Mitgliedstaaten zur Erörterung und zum 
Austausch der Fortschritte bei der Umset-
zung aller Aspekte des Globalen Paktes unter 
Beteiligung aller relevanten Interessenträger, 

einschließlich in seinem Zusammenhang 
mit der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung; 

c) das Überprüfungsforum Internationale 
Migration fi ndet ab dem Jahr 2022 alle vier 
Jahre statt; 

d) das Überprüfungsforum Internatio-
nale Migration erörtert die Umsetzung des 
Globalen Paktes auf lokaler, nationaler, re-
gionaler und globaler Ebene und erlaubt die 
Interaktion mit anderen relevanten Interes-
senträgern mit dem Ziel, auf erzielten Ergeb-
nissen aufzubauen und Möglichkeiten für 
eine weitere Zusammenarbeit zu ermitteln; 

e) aus jedem Überprüfungsforum Inter-
nationale Migration wird eine zwischen-

staatlich vereinbarte Fortschrittserklärung 
hervorgehen, die vom hochrangigen politi-
schen Forum über nachhaltige Entwicklung 
berücksichtigt werden kann. 

50. In Anbetracht dessen, dass interna-
tionale Migration zumeist innerhalb von 
Regionen stattfi ndet, laden wir die relevan-
ten subregionalen, regionalen und regionen-
übergreifenden Prozesse, Plattformen und 
Organisationen, einschließlich der regiona-
len Wirtschaftskommissionen der Vereinten 
Nationen oder der regionalen Beratungs-
prozesse, dazu ein, unter Beteiligung aller 
relevanten Interessenträger die Umsetzung 
des Globalen Paktes in den jeweiligen Re-
gionen ab dem Jahr 2020 im Wechsel mit 
alle vier Jahre stattfi ndenden Erörterungen 
auf globaler Ebene zu überprüfen und so 
einen wirksamen Beitrag zu jeder Ausga-
be des Überprüfungsforums Internationale 
Migration zu leisten. 

51. Wir laden das Globale Forum für Mi-
gration und Entwicklung dazu ein, für einen 
jährlichen informellen Austausch über die 
Umsetzung des Globalen Paktes Raum zu 
schaff en und dem Überprüfungsforum In-
ternationale Migration über die Ergebnisse, 
bewährten Verfahrensweisen und innovati-
ven Konzepte Bericht zu erstatten. 

52. In Anerkennung der wichtigen Beiträ-
ge der von den Staaten gelenkten Initiativen 
im Bereich der internationalen Migration 
laden wir Foren wie den Internationalen 
Dialog über Migrationsfragen der IOM, 
die regionalen Beratungsprozesse und an-
dere dazu ein, durch die Bereitstellung von 
einschlägigen Daten, nachweisbaren Fakten, 
bewährten Verfahrensweisen, innovativen 

Konzepten und Empfehlungen, die in ei-
nem Zusammenhang mit der Umsetzung des 
Globalen Paktes für eine sichere, geordnete 
und reguläre Migration stehen, einen Bei-
trag zum Überprüfungsforum Internationale 
Migration zu leisten. 

53. Wir legen allen Mitgliedstaaten nahe, 
so bald wie möglich ambitionierte nationa-
le Strategien zur Umsetzung des Globalen 
Paktes zu entwickeln und die Fortschritte 
auf nationaler Ebene regelmäßig und auf 
inklusive Weise zu überprüfen, beispielsweise 
durch die freiwillige Ausarbeitung und An-
wendung eines nationalen Umsetzungsplans. 
Diese Überprüfungen sollten sich auf Beiträ-
ge aller relevanten Interessenträger sowie von 
Parlamenten und lokalen Behörden stützen 
und als eff ektive Informationsgrundlage für 
die am Überprüfungsforum Internationale 
Migration und anderen relevanten Foren 
teilnehmenden Mitgliedstaaten dienen. 

54. Wir ersuchen die Präsidentschaft 
der Generalversammlung, off ene, trans-
parente und inklusive zwischenstaatliche 
Konsultationen im Jahr 2019 einzuleiten 
und abzuschließen, um die genauen Mo-
dalitäten und organisatorischen Aspekte 
der Überprüfungsforen Internationale Mi-
gration festzulegen und zu artikulieren, wie 
die regionalen Überprüfungen und anderen 
relevanten Prozesse zu den Foren beitragen 
werden, damit die gesamte Wirksamkeit und 
Konsistenz des im Globalen Pakt dargelegten 
Weiterverfolgungs- und Überprüfungspro-
zesses weiter gestärkt wird.

Die Verp� ichtungen werden also auch über-
prüft – und zwar durch neu gescha� ene 
Institutionen. Zwar fehlt der Sanktionsme-
chanismus, doch politischer und moralischer 
Druck durch das „Überprüfungsforum 
Internationale Migration“ dürfte erwartbar 
sein.
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Unter anderen haben sich die USA, Ungarn und Österreich dazu entschlossen, nicht Teil des 
UN-Migrationspakts zu werden. Sollte sich Deutschland ihrer Meinung nach ebenso dem 

UN-Migrationspakt entziehen?

33 %
35 % 34 %

39 %

29 %

23 %

18 %

28 %

7 % 6 %
8 %

3 % 2 %
4 %

31 %

ja nein kann ich nicht 
beurteilen

weiß nicht keine Angabe

40 %

30 %

35 %

25 %

15 %

20 %

10 %

5 %

0 %

gesamt

männlich

weiblich

GR
AF
IK

Q
U

EL
LE

: I
N

SA



16 | D O K U M E N T A T I O N J U N G E  F R E I H E I T
Nr. 47/18 | 16.  November 2018

Stimmen zum UN-Migrationspakt

„Das Problem des weichen Rechts besteht darin, daß es die 
Tendenz hat, hart, betonhart zu werden. NGOs und interes-
sierte Gruppen gießen dann jeweils die moralischen Emp-
fehlungen in aggressive rechtliche Postulate um. Nach ei-

ner gewissen Zeit werden die Gerichte den ‘neuen Konsens’ 
ihrer Rechtsauslegung zugrunde legen. Weich wird hart, 
alles hinter dem Rücken des demokratischen Souveräns.“

(Roger Köppel, Verleger und Chefredakteur
der „Weltwoche“)

„Unsere Entscheidungen über Ein-
wanderungspolitik müssen immer 

von Amerikanern getroff en werden 
– und nur von Amerikanern.“

(Nikki Haley, US-Botschafterin bei der 
Uno, zur Ablehnung des

Paktes durch die USA)

„Der Migrationspakt schaff t 
eine Grauzone rechtlicher 

Unverbindlichkeit, die aber 
dennoch den Eindruck der 
Verbindlichkeit erweckt.“

(Matthias Herdegen, Direktor 
am Institut für Völkerrecht der 
Universität Bonn, in der „Welt“)

„Wichtig ist und bleibt für uns, daß 
Österreich weiterhin seine Gesetze 

eigenständig gestaltet. Deshalb wird 
Österreich den Migrationspakt nicht 

unterzeichnen.“ 
(Sebastian Kurz, Bundeskanzler

der Republik Österreich)

„Ich bin für Ehrlichkeit. Ich will 
keinen Pakt unterschreiben, 

den wir später nicht einhalten 
werden. Ich lehne klar eine 

Vermischung von Zuwande-
rung und Asyl ab, zudem will 

ich das Entstehen eines völker-
rechtlichen Gewohnheitsrechts 

verhindern.“
(Sebastian Kurz, Bundeskanzler 

der Republik Österreich)

„Ich sage voraus, daß nach 
Unterzeichnung des Paktes 
jede aufenthaltsbeendende 
Maßnahme, jede Zurückwei-
sung an der Grenze, von den 
einschlägigen NGOs und der 

sogenannten Asylindustrie mit 
all ihren Anwälten sowie den 

Medien als Verletzung binden-
der Abkommen, internationa-
ler Menschenrechtsstandards 

und der Vorgaben der Uno 
bewertet werden wird.“

(Ulrich Vosgerau, Völkerrechtler, 
in der „Jungen Freiheit“)

„Im einzelnen lassen sich eine Fülle 
von Nachweisen erbringen, daß der 
Globale Pakt den Boden des gelten-
den Völkerrechts deutlich verläßt.“ 
(Michael Geistlinger, Völkerrechtler 

Uni Salzburg, erstellte das zehnseiti-
ge Gutachten für die österreichische 

Regierung mit der Empfehlung,
den Migrationspakt nicht

zu unterzeichnen)

„Von deutscher Seite haben wir sehr intensiv am Migrations-
pakt und seiner Entstehung mitgewirkt, weil wir die Souverä-
nität der einzelnen Staaten in diesem Pakt betonen. Wir sind 
gegen illegale Migration. Wenn es Austausch geben soll, und 
den soll es natürlich geben, soll es durch legale Wege der Ko-
operation geschehen – entweder durch geordnete, geregelte 
Fachkräftezuwanderung oder durch humanitäre Verpfl ichtun-
gen. All das ist in diesem Migrationspakt aus meiner Sicht sehr 
wichtig dargelegt, er ist rechtlich nicht bindend, und deshalb 

steht Deutschland dazu.“
(Bundeskanzlerin Angela Merkel am 2. November 2018 auf 

einer Pressekonferenz mit dem polnischen Ministerpräsidenten
Mateusz Morawiecki)

Lesen, was Sache ist.

„Der Pakt beschwört in ungeheuer 
vielen Punkten die Bringschuld der 
aufnehmenden Staaten, so gut wie 

nie aber die der Migranten – und 
läßt sich auch deswegen als Pro-
gramm zur Migrationsförderung 

mißverstehen. (…) Der Pakt sollte 
gewissermaßen an der Öff entlich-
keit vorbei beschlossen werden. 
Das ist – gerade in dieser Frage 

und gerade in diesen Zeiten – eine 
verheerende Vorgehensweise.“
(Thomas Schmid in der „Welt“)

„Das Dokument ist sehr 
schwer zu verstehen und 

nicht eindeutig zu interpre-
tieren. (…) Einwanderung 

und Asyl werden begriffl  ich 
nicht immer sauber getrennt. 
Was man für Flucht vor Krieg 
und Verfolgung immer unter-
stützen würde, ist für Einwan-
derung in den Arbeitsmarkt 

oft nicht akzeptabel.“
(Boris Palmer, Grünen-Politiker, 

auf seiner Facebook-Seite)


